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(3)	Der	Zuschlag	an	Entgeltpunkten	wird	ermittelt	aus	dem	Durchschnittswert	an	Entgeltpunk-
ten	nach	Absatz	1	Satz	1	Nummer	2	und	umfasst	zunächst	diesen	Durchschnittswert.	Übersteigt	das	
Zweifache	dieses	Durchschnittswertes	0,0625	Entgeltpunkte,	wird	der	Zuschlag	aus	dem	Differenz-
betrag	zwischen	0,0625	Entgeltpunkten	und	dem	Durchschnittswert	nach	Satz	1	ermittelt.	Zur	Be-
rechnung	der	Höhe	des	Zuschlags	an	Entgeltpunkten	wird	der	nach	den	Sätzen	1	und	2	ermittelte	
Entgeltpunktewert	mit	der	Anzahl	der	Kalendermonate,	 für	die	ein	Zuschlag	an	persönlichen	Ent-
geltpunkten	nach	Artikel	82	des	Rentenreformgesetzes	1992	ermittelt	wurde,	vervielfältigt.	
(4)	Liegen	dem	Zuschlag	an	persönlichen	Entgeltpunkten	nach	Artikel	82	des	Rentenreformge-

setzes	 1992	 sowohl	 Zeiten	 der	 allgemeinen	 Rentenversicherung	 als	 auch	 der	 knappschaftlichen	
Rentenversicherung	zugrunde,	ist	der	nach	Absatz	3	ermittelte	Zuschlag	an	Entgeltpunkten	getrennt	
nach	 dem	 jeweiligen	 Verhältnis	 aller	 Entgeltpunkte	 in	 der	 allgemeinen	 Rentenversicherung	 und	
aller	 Entgeltpunkte	 in	 der	 knappschaftlichen	 Rentenversicherung	 zu	 allen	 Entgeltpunkten	 gemäß	
§	307	aufzuteilen.	
(5)	Bei	einer	Rente	nach	§	307a	gelten	die	Arbeitsjahre	nach	§	307a	Absatz	3	als	Grundrentenzei-

ten	und	Grundrentenbewertungszeiten	im	Sinne	von	§	76g	Absatz	2	und	3.	Bei	den	Grundrentenzei-
ten	 ist	 auch	 eine	 Kindererziehungspauschale	 zu	 berücksichtigen.	 Die	 Kindererziehungspauschale	
beträgt	bei	einem	Kind	zehn	Jahre,	bei	zwei	Kindern	15	Jahre	und	bei	mehr	als	zwei	Kindern	20	Jah-
re,	wenn	diese	Kinder	bisher	in	der	Rente	berücksichtigt	worden	sind.	Für	die	Höhe	des	Zuschlags	
an	Entgeltpunkten	gilt	§	76g	Absatz	4	entsprechend	mit	der	Maßgabe,	dass	sich	der	Durchschnitts-
wert	an	Entgeltpunkten	 für	alle	Kalendermonate	mit	Grundrentenbewertungszeiten	bestimmt	aus	
der	 Summe	 der	 nach	 §	 307a	 ermittelten	 persönlichen	 Entgeltpunkte	 (Ost),	 die	 der	 Rente	 am	 31.	
Dezember	2020	für	Arbeitsjahre	nach	§	307a	Absatz	3	zugrunde	liegen,	einschließlich	der	Erhöhung	
an	persönlichen	Entgeltpunkten	für	bisher	in	der	Rente	berücksichtigte	Kinder	nach	§	307a	Absatz	1	
Satz	 2	 und	 vorhandener	 Zuschläge	 an	 persönlichen	 Entgeltpunkten	 für	 Kindererziehung	 nach	 §	
307d;	der	ermittelte	Zuschlag	an	Entgeltpunkten	ist	dabei	ein	Zuschlag	an	Entgeltpunkten	(Ost).	
(6)	Bei	einer	nach	§	307b	berechneten	Rente	wird	ab	dem	1.	 Januar	2021	ein	Zuschlag	an	Ent-

geltpunkten	ermittelt,	wenn	
1.		mindestens	33	Jahre	mit	Grundrentenzeiten	nach	§	76g	Absatz	2	vorhanden	sind	und	
2.		sich	 aus	 den	 Kalendermonaten	mit	 Grundrentenbewertungszeiten	 nach	 §	 76g	 Absatz	 3	 ein	
Durchschnittswert	an	Entgeltpunkten	ergibt,	der	unter	dem	nach	§	76g	Absatz	4	maßgeben-
den	Höchstwert	liegt.	

Bei	der	Ermittlung	von	Grundrentenzeiten	und	Grundrentenbewertungszeiten	sind	die	Zeiten	und	
Entgeltpunkte	maßgeblich,	 die	 der	 neu	 berechneten	Rente	 oder	 der	Vergleichsrente	 nach	 §	 307b	
Absatz	1	Satz	3	am	31.	Dezember	2020	zugrunde	liegen.	Als	Entgeltpunkte	für	die	Grundrentenbe-
wertungszeiten	werden	auch	Zuschläge	an	persönlichen	Entgeltpunkten	für	Kindererziehung	nach	
§	307d	berücksichtigt.	Für	die	Höhe	und	die	Zuordnung	des	Zuschlags	an	Entgeltpunkten	gilt	§	76g	
Absatz	4	und	5	entsprechend;	der	ermittelte	Zuschlag	an	Entgeltpunkten	ist	dabei	ein	Zuschlag	an	
Entgeltpunkten	(Ost).	
(7)	Für	den	Zuschlag	an	Entgeltpunkten	nach	den	Absätzen	1	bis	6	gilt	§	307e	Absatz	3	entspre-

chend.	
(8)	 Ist	bei	 einer	Rente,	die	 vor	dem	1.	 Januar	1992	begonnen	hat,	 das	Recht	 anzuwenden,	das	

nach	dem	31.	Dezember	1991	gilt,	ist	für	den	Zuschlag	an	Entgeltpunkten	§	307e	anzuwenden.490	
	
§	307g	Prüfung	des	Zuschlags	an	Entgeltpunkten	für	langjährige	Versicherung	
Ein	Anspruch	auf	Prüfung	des	Zuschlags	an	Entgeltpunkten	für	langjährige	Versicherung	besteht	

nicht	vor	Ablauf	des	31.	Dezember	2022.	Die	Träger	der	Rentenversicherung	sollen	vorrangig	die	
Ansprüche	älterer	Berechtigter	prüfen.491	

	
490		 QUELLE	
	 01.01.2021.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	August	2020	(BGBl.	 I	S.	1879)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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§	307h	Evaluierung	
Bis	zum	31.	Dezember	2025	wird	durch	die	Bundesregierung	evaluiert,	ob	die	mit	der	Einfüh-

rung	der	Grundrente	formulierten	Ziele	erreicht	wurden.492	
	
§	307i	Zuschlag	an	persönlichen	Entgeltpunkten	bei	Renten	wegen	Erwerbsminderung	und	
bei	Renten	wegen	Todes	
(1)	Ein	Zuschlag	an	persönlichen	Entgeltpunkten	wird	ab	dem	1.	Dezember	2025	berücksichtigt,	

wenn	am	30.	November	2025	ein	Anspruch	bestand	auf	
1.		eine	 Rente	 wegen	 Erwerbsminderung	 oder	 eine	 Erziehungsrente,	 die	 jeweils	 nach	 dem	
31.	Dezember	2000	und	vor	dem	1.	Januar	2019	begonnen	hat,	

2.		eine	Hinterbliebenenrente,	die	nach	dem	31.	Dezember	2000	und	vor	dem	1.	Januar	2019	be-
gonnen	hat	und	der	kein	Rentenbezug	der	verstorbenen	versicherten	Person	unmittelbar	vo-
rausging,	

3.		eine	Rente	wegen	Alters,	die	unmittelbar	an	eine	Rente	wegen	Erwerbsminderung	oder	an	ei-
ne	Erziehungsrente	nach	Nummer	1	anschließt	oder	

4.		eine	 Hinterbliebenenrente,	 die	 unmittelbar	 an	 eine	 Rente	 wegen	 Erwerbsminderung	 nach	
Nummer	1	oder	an	eine	Rente	wegen	Alters	nach	Nummer	3	anschließt.	

(2)	Der	Zuschlag	wird	ermittelt,	 indem	die	persönlichen	Entgeltpunkte,	die	der	Rente	nach	Ab-
satz	1	am	30.	November	2025	zugrunde	liegen,	mit	dem	Faktor	nach	Absatz	3	vervielfältigt	werden.	
(3)	Der	Faktor	zur	Berechnung	des	Zuschlags	beträgt	
1.		0,0750,	wenn	die	Rente	wegen	Erwerbsminderung,	die	Erziehungsrente	oder	die	Hinterblie-
benenrente	nach	dem	31.	Dezember	2000	und	vor	dem	1.	Juli	2014	begonnen	hat,	oder	

2.		0,0450,	wenn	die	Rente	wegen	Erwerbsminderung,	die	Erziehungsrente	oder	die	Hinterblie-
benenrente	nach	dem	30.	Juni	2014	und	vor	dem	1.	Januar	2019	begonnen	hat.	

Der	Faktor	nach	Satz	1	bestimmt	sich	in	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nummer	3	nach	dem	Beginn	der	
Rente	wegen	Erwerbsminderung	oder	nach	dem	Beginn	der	Erziehungsrente.	In	den	Fällen	des	Ab-
satzes	 1	 Nummer	 4	 bestimmt	 sich	 der	 Faktor	 nach	 dem	 Beginn	 der	 Hinterbliebenenrente,	 wenn	
diese	 vor	 dem	 1.	 Januar	 2019	 begonnen	 hat,	 andernfalls	 nach	 dem	 Beginn	 der	 Rente	wegen	 Er-
werbsminderung.	
(4)	Ein	Zuschlag	nach	Absatz	1	Nummer	2	wird	 zu	einer	Hinterbliebenenrente	nicht	 ermittelt,	

wenn	die	versicherte	Person	nach	Vollendung	des	65.	Lebensjahres	und	acht	Monaten	verstorben	
ist.	
(5)	Der	Zuschlag	 ist	weiterhin	zu	berücksichtigen,	wenn	auf	eine	Rente	mit	einem	solchen	Zu-

schlag	
1.		eine	Rente	wegen	Alters	folgt	oder	
2.		eine	Hinterbliebenenrente	folgt,	bei	der	keine	Zurechnungszeit	oder	nach	§	253a	Absatz	5	nur	
eine	Zurechnungszeit	in	begrenztem	Umfang	zu	berücksichtigen	ist.493	

	
§	307j	Rentenzuschlag	bei	Renten	wegen	Erwerbsminderung	und	Renten	wegen	Todes	für	
die	Zeit	von	Juli	2024	bis	November	2025	

	
491		 QUELLE	
	 01.01.2021.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	August	2020	(BGBl.	 I	S.	1879)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
492		 QUELLE	
	 01.01.2021.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	12.	August	2020	(BGBl.	 I	S.	1879)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
493		 QUELLE	
	 01.07.2024.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	2022	(BGBl.	I	S.	975)	in	Verbindung	mit	Arti-

kel	5	des	Gesetzes	vom	30.	Mai	2024	(BGBl.	I	Nr.	173)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
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(1)	Ein	Rentenzuschlag	wird	als	monatliche	Rentenleistung	vom	1.	Juli	2024	bis	zum	30.	Novem-
ber	2025	gezahlt,	wenn	am	30.	Juni	2024	ein	Anspruch	bestand	auf	
1.		eine	 Rente	 wegen	 Erwerbsminderung	 oder	 eine	 Erziehungsrente,	 die	 jeweils	 nach	 dem	
31.	Dezember	2000	und	vor	dem	1.	Januar	2019	begonnen	hat,	

2.		eine	Hinterbliebenenrente,	die	nach	dem	31.	Dezember	2000	und	vor	dem	1.	Januar	2019	be-
gonnen	hat	und	der	kein	Rentenbezug	der	verstorbenen	versicherten	Person	unmittelbar	vo-
rausging,	

3.		eine	Rente	wegen	Alters,	die	unmittelbar	an	eine	Rente	wegen	Erwerbsminderung	oder	an	ei-
ne	Erziehungsrente	nach	Nummer	1	anschließt,	oder	

4.		eine	 Hinterbliebenenrente,	 die	 unmittelbar	 an	 eine	 Rente	 wegen	 Erwerbsminderung	 nach	
Nummer	1	oder	an	eine	Rente	wegen	Alters	nach	Nummer	3	anschließt.	

Wird	auf	eine	Rente	nach	Satz	1	eine	Verletztenrente	aus	der	Unfallversicherung	nach	§	93	ange-
rechnet	und	besteht	deshalb	nur	ein	Anspruch	auf	teilweise	Auszahlung	der	Rente,	wird	kein	Ren-
tenzuschlag	gezahlt.	
(2)	Die	Höhe	des	Rentenzuschlags	wird	ermittelt,	 indem	der	Zahlbetrag	der	Rente	zuzüglich	ei-

nes	geleisteten	Zuschusses	nach	§	106	nach	Anpassung	der	Rente	am	1.	 Juli	2024	mit	dem	Faktor	
nach	§	307i	Absatz	3	vervielfältigt	wird.	Wird	auf	eine	Rente	wegen	Todes	Einkommen	nach	§	97	
angerechnet	 und	besteht	 ein	Anspruch	 auf	 teilweise	Auszahlung	der	Rente,	 tritt	 an	die	 Stelle	 des	
Zahlbetrags	der	Rente	die	Rente	vor	Anwendung	von	§	97	zuzüglich	eines	geleisteten	Zuschusses	
nach	§	106.	Besteht	eine	Versicherungspflicht	in	der	gesetzlichen	Krankenversicherung	und	in	der	
sozialen	Pflegeversicherung,	 ist	der	nach	Satz	2	errechnete	Betrag	mit	dem	Faktor	0,8845	zu	ver-
vielfältigen.	Der	Rentenzuschlag	verändert	sich	zum	1.	Juli	2025	in	dem	Verhältnis,	wie	sich	der	ak-
tuelle	Rentenwert	ändert.	Änderungen	des	Zahlbetrags	nach	Satz	1	oder	der	Rente	vor	Anwendung	
von	§	97	nach	Satz	2	und	3	nach	dem	1.	Juli	2024	bleiben	bei	der	Höhe	des	Rentenzuschlags	unbe-
rücksichtigt.	
(3)	§	307i	Absatz	4	und	5	gelten	entsprechend.	
(4)	Bei	dem	Rentenzuschlag	handelt	es	sich	um	eine	monatliche	Rentenleistung,	die	abweichend	

von	§§	118,	272a	zwischen	dem	10.	und	dem	20.	eines	Monats	gezahlt	wird.	Die	Vorschriften	dieses	
Buches	zum	Zusammentreffen	von	Renten	und	Einkommen	sind	auf	den	Rentenzuschlag	nicht	an-
zuwenden.	
(5)	Ist	der	monatliche	Zahlbetrag	der	Rente	zusammen	mit	dem	Rentenzuschlag	für	den	Monat	

November	 2025	 geringer	 als	 der	 Zahlbetrag	 der	 Rente	 unter	 Berücksichtigung	 des	 Zuschlags	 an	
persönlichen	Entgeltpunkten	nach	§	307i	 für	den	Monat	Dezember	2025,	 so	hat	der	Rentenversi-
cherungsträger	den	ermittelten	Unterschiedsbetrag	mit	17	 zu	multiplizieren	und	 in	 einer	 Summe	
nachzuzahlen.	
(6)	Der	Rentenzuschlag	wird	kostenfrei	an	die	Empfänger	ausgezahlt.	
(7)	Der	Rentenzuschlag	wird	für	die	Rentenversicherungsträger	durch	die	Deutsche	Post	AG	be-

rechnet	 und	 ausgezahlt;	 §	 119	und	die	 auf	 der	Grundlage	des	 §	 120	 erlassene	Rechtsverordnung	
sind	anzuwenden.	Die	Berechtigten	erhalten	von	der	Deutschen	Post	AG	eine	Mitteilung	über	den	
ihnen	 zustehenden	 Rentenzuschlag	 im	 Auftrag	 des	 für	 sie	 zuständigen	 Rentenversicherungsträ-
gers.494	
	
§	308	Umstellungsrenten	
(1)	Der	Rentenartfaktor	beträgt	 für	Umstellungsrenten,	die	als	Renten	wegen	Erwerbsunfähig-

keit	gelten,	0,8667.	
(2)	Umstellungsrenten	als	Renten	wegen	Erwerbsunfähigkeit	werden	auf	Antrag	nach	den	vom	

1.	Januar	1992	an	geltenden	Vorschriften	neu	berechnet,	wenn	für	Versicherte	nach	Vollendung	des	

	
494		 QUELLE	
	 01.07.2024.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	30.	Mai	2024	(BGBl.	I	Nr.	173)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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55.	Lebensjahres	 für	zwölf	Kalendermonate	Beiträge	gezahlt	worden	sind	und	sie	erwerbsunfähig	
sind.	Diese	neu	berechneten	Renten	werden	nur	geleistet,	wenn	sie	um	zwei	Dreizehntel	höher	sind	
als	die	Umstellungsrenten.	
(3)	Entgeltpunkte	für	am	1.	Januar	1992	laufende	Umstellungsrenten	werden	zu	gleichen	Teilen	

lückenlos	auf	die	Zeit	vom	Kalendermonat	der	Vollendung	des	15.	Lebensjahres	bis	zum	Kalender-
monat	vor	der	Vollendung	des	55.	Lebensjahres	der	Versicherten	verteilt.	
	
§	309	Neufeststellung	auf	Antrag	
(1)	Eine	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzbuches	berechnete	Rente	ist	auf	Antrag	von	Beginn	

an	nach	dem	am	1.	Januar	1996	geltenden	Recht	neu	festzustellen	und	zu	leisten,	wenn	sie	vor	die-
sem	Zeitpunkt	begonnen	hat	und	
1.		beitragsgeminderte	Zeiten	wegen	des	Besuchs	einer	Schule,	Fachschule	oder	Hochschule	ent-
hält	oder	

2.		Anrechnungszeiten	 im	Beitrittsgebiet	wegen	des	Bezugs	einer	Übergangsrente,	 einer	 Invali-
denrente	bei	Erreichen	besonderer	Altersgrenzen,	einer	befristeten	erweiterten	Versorgung	
oder	einer	berufsbezogenen	Zuwendung	an	Ballettmitglieder	in	staatlichen	Einrichtungen	zu	
berücksichtigen	sind	oder	

3.		Verfolgungszeiten	nach	dem	Beruflichen	Rehabilitierungsgesetz	anerkannt	sind.	
Bei	 einem	Rentenbeginn	 nach	 dem	31.	Dezember	 1995	 ist	 Satz	 1	mit	 der	Maßgabe	 anzuwenden,	
dass	 die	 Rente	 auf	 der	 Grundlage	 des	 Rechts	 festzustellen	 und	 zu	 leisten	 ist,	 das	 bei	 erstmaliger	
Feststellung	der	Rente	 anzuwenden	war.	 In	 Fällen	des	 Satzes	 1	Nr.	 3	 ist	 bei	 der	 Feststellung	der	
Rente	nach	Satz	1	und	2	der	§	11	Satz	2	des	Beruflichen	Rehabilitierungsgesetzes	in	der	Fassung	des	
Zweiten	 Gesetzes	 zur	 Verbesserung	 rehabilitierungsrechtlicher	 Vorschriften	 für	 Opfer	 der	 politi-
schen	Verfolgung	in	der	ehemaligen	DDR	vom	17.	Dezember	1999	(BGBl.	I	S.	2662)	anzuwenden.	
(1a)	Eine	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	berechnete	Rente	 ist	auf	Antrag	vom	Beginn	an	

neu	 festzustellen	 und	 zu	 leisten,	wenn	 Zeiten	 nach	 dem	Beruflichen	Rehabilitierungsgesetz	 aner-
kannt	sind	oder	wenn	§	3	Abs.	1	Satz	2	des	Beruflichen	Rehabilitierungsgesetzes	anzuwenden	ist.	
(2)	Eine	Rente	ist	auf	Antrag	neu	festzustellen,	wenn	sie	vor	dem	1.	Januar	2001	nach	den	Vor-

schriften	dieses	Gesetzbuches	bereits	neu	festgestellt	worden	war.	
(3)	Eine	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	berechnete	Rente	ist	auf	Antrag	von	Beginn	an	neu	

festzustellen	und	zu	leisten,	wenn	der	Rentenbeginn	vor	dem	22.	Juli	2017	liegt	und	Anrechnungs-
zeiten,	mit	Ausnahme	von	Anrechnungszeiten	wegen	Arbeitsunfähigkeit	oder	Arbeitslosigkeit,	auf-
grund	der	Anwendung	des	§	58	Absatz	1	Satz	3	in	der	bis	zum	21.	Juli	2017	geltenden	Fassung	in	
der	Rente	nicht	berücksichtigt	wurden.	Abweichend	von	§	300	Absatz	3	ist	bei	der	Neufeststellung	
der	Rente	nach	Satz	1	die	Regelung	des	§	58	Absatz	1	Satz	3	und	des	§	74	Satz	3	in	der	jeweils	ab	
dem	22.	Juli	2017	geltenden	Fassung	anzuwenden.495	

	
495		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1996.—Artikel	 1	Nr.	 65	 des	Gesetzes	 vom	15.	Dezember	 1995	 (BGBl.	 I	 S.	 1824)	 und	Artikel	 6		

Nr.	16	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1983)	haben	die	Vorschrift	neu	gefasst.	Die	Vor-
schrift	lautete:	

	 „§	309	Aktueller	Rentenwert	für	1992	
	 		 Bei	der	Bestimmung	des	vom	1.	 Juli	1992	an	geltenden	aktuellen	Rentenwerts	sind	als	Daten	des	

vorvergangenen	Kalenderjahres	
1.		 für	die	Ermittlung	des	Faktors	der	Veränderung	der	Bruttolohn-	und	 -gehaltssumme	 je	durch-

schnittlich	beschäftigten	Arbeitnehmer	das	bei	der	Bestimmung	der	 allgemeinen	Bemessungs-
grundlage	 für	 das	 Jahr	 1991	 verwendete	 durchschnittliche	 Bruttoarbeitsentgelt	 für	 das	 Jahr	
1990	und	

2.		 die	dem	Statistischen	Bundesamt	zu	Beginn	des	Jahres	1992	vorliegenden	Daten	über	die	Netto-
quote	für	Arbeitsentgelt	und	die	Rentennettoquote	für	das	Jahr	1990	

	 zugrunde	zu	legen.“	
	 03.08.2001.—Artikel	2	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1939)	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
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§	310	Erneute	Neufeststellung	von	Renten	
Ist	eine	Rente,	die	vor	dem	1.	Januar	2001	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzbuchs	neu	festge-

stellt	worden	war,	erneut	neu	festzustellen	und	sind	dabei	die	persönlichen	Entgeltpunkte	neu	zu	
ermitteln,	sind	der	neu	festzustellenden	Rente	mindestens	die	bisherigen	persönlichen	Entgeltpunk-
te	 zugrunde	 zu	 legen;	 dies	 gilt	 nicht,	 soweit	 die	 bisherigen	 persönlichen	 Entgeltpunkte	 auf	 einer	
rechtswidrigen	Begünstigung	beruhen	oder	eine	wesentliche	Änderung	der	 tatsächlichen	Verhält-
nisse	zu	Ungunsten	des	Rentenbeziehers	eingetreten	ist.496	
	
§	310a	Neufeststellung	von	Renten	mit	Zeiten	der	Beschäftigung	bei	der	Deutschen		
Reichsbahn	oder	bei	der	Deutschen	Post	
(1)	Eine	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	berechnete	Rente	mit	Zeiten	der	Beschäftigung	bei	

der	Deutschen	Reichsbahn	 oder	 bei	 der	Deutschen	 Post	 und	Arbeitsverdiensten	 oberhalb	 der	 im	
Beitrittsgebiet	geltenden	Beitragsbemessungsgrenzen	ist	auf	Antrag	neu	festzustellen,	wenn	sie	vor	
dem	3.	August	2001	begonnen	hat.	Abweichend	von	§	300	Abs.	3	sind	bei	der	Neufeststellung	der	
Rente	§	256a	Abs.	2	und	§	307a	Abs.	2	in	der	am	1.	Dezember	1998	geltenden	Fassung	anzuwenden.	
(2)	Die	Neufeststellung	erfolgt	für	die	Zeit	ab	Rentenbeginn,	frühestens	für	die	Zeit	ab	1.	Dezem-

ber	1998.497	

	
	 22.07.2017.—Artikel	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2509)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
496		 ERLÄUTERUNG	
	 Die	Vorschrift	ist	bereits	am	1.	Januar	1991	in	Kraft	getreten.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.1996.—Artikel	1	Nr.	65	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1824)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	310	Verordnungsermächtigung	
	 		 Der	 Bundesminister	 für	 Arbeit	 und	 Sozialordnung	wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	mit	

Zustimmung	des	Bundesrates	bis	zum	31.	Dezember	1991	
1.		 die	Anlage	1	um	die	gemäß	§	1255	Abs.	1	der	Reichsversicherungsordnung	bestimmten	durch-

schnittlichen	Bruttoarbeitsentgelte	für	die	Kalenderjahre	1988	und	1989	zu	ergänzen,	
2.		 das	vorläufige	Durchschnittsentgelt	für	das	Jahr	1991	zu	bestimmen,	indem	das	Durchschnitts-

entgelt	für	das	Jahr	1990	um	den	Vomhundertsatz	erhöht	wird,	um	den	das	Durchschnittsentgelt	
für	das	Jahr	1990	höher	ist	als	das	Durchschnittsentgelt	für	das	Jahr	1989.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2001.—Artikel	1	Nr.	57	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1827)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
497		 QUELLE	
	 01.12.1991.—Artikel	1	Nr.	134	des	Gesetzes	vom	25.	 Juli	1991	(BGBl.	 I	S.	1606)	und	Artikel	2	Abs.	1		

Nr.	2	des	Gesetzes	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2207)	haben	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.1996.—Artikel	1	Nr.	65	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1824)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	310a	Verordnungsermächtigung	
	 		 Der	 Bundesminister	 für	 Arbeit	 und	 Sozialordnung	wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	mit	

Zustimmung	des	Bundesrates	
1.		 die	 Anlage	 12	 um	 die	 Gesamtdurchschnittseinkommen	 bis	 Ende	 des	 20-Jahreszeitraums	 im		

2.	Halbjahr	1990	sowie	im	1.	und	2.	Halbjahr	1991,	
2.		 die	Anlage	16	um	die	Höchstverdienste	bei	glaubhaft	gemachten	Beitragszeiten	für	die	Zeit	vom	

1.	Januar	bis	30.	Juni	1990,	
3.		 die	Anlage	17	um	die	Durchschnittseinkommen	und	die	dazugehörigen	Faktoren	bei	Ende	des	

20-Jahreszeitraums	im	2.	Halbjahr	1990	sowie	im	1.	und	2.	Halbjahr	1991,	
4.		 für	das	Kalenderjahr	1991	den	vorläufigen	Wert	der	Anlage	10	

	 zu	ergänzen.“	
	 QUELLE	
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§	310b	Neufeststellung	von	Renten	mit	überführten	Zeiten	nach	dem	Anspruchs-	und		
Anwartschaftsüberführungsgesetz	
Eine	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	berechnete	Rente,	die	Zeiten	der	Zugehörigkeit	zu	ei-

nem	Versorgungssystem	nach	dem	Anspruchs-	und	Anwartschaftsüberführungsgesetz	enthält	und	
für	 die	 die	 Arbeitsentgelte	 oder	 Arbeitseinkommen	 nach	 §	 7	 des	 Anspruchs-	 und	Anwartschafts-
überführungsgesetzes	 in	der	Fassung	des	Renten-Überleitungsgesetzes	vom	25.	 Juli	1991	 (BGBl.	 I	
S.	1606)	 begrenzt	worden	 sind,	 oder	 die	 Zeiten	 enthält,	 die	 nach	 §	 22a	 des	 Fremdrentengesetzes	
begrenzt	worden	sind,	ist	neu	festzustellen.	Bei	der	Neufeststellung	der	Rente	sind	§	6	Abs.	2	oder	3	
und	§	7	des	Anspruchs-	und	Anwartschaftsüberführungsgesetzes,	§	22a	des	Fremdrentengesetzes	
und	§	307b	in	der	am	1.	Mai	1999	geltenden	Fassung	anzuwenden.	Die	Sätze	1	und	2	gelten	auf	An-
trag	entsprechend	in	den	Fällen	des	§	4	Abs.	4	des	Anspruchs-	und	Anwartschaftsüberführungsge-
setzes.498	
	
§	310c	Neufeststellung	von	Renten	wegen	Beschäftigungszeiten	während	des	Bezugs	einer	
Invalidenrente	
Wurden	während	des	Bezugs	einer	Invalidenrente	oder	einer	Versorgung	wegen	Invalidität	oder	

wegen	 des	 Bezugs	 von	Blindengeld	 oder	 Sonderpflegegeld	 nach	 den	Vorschriften	 des	 Beitrittsge-
biets	bis	zum	31.	Dezember	1991	Zeiten	einer	Beschäftigung	zurückgelegt,	besteht	ab	1.	September	
2001	Anspruch	auf	Neufeststellung	einer	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	berechneten	Rente,	
wenn	sie	vor	dem	1.	Juli	2002	begonnen	hat.	Abweichend	von	§	300	Abs.	3	sind	bei	der	Neufeststel-
lung	 der	 Rente	 die	 Regelungen	 über	 die	 Berücksichtigung	 von	 Beitragszeiten	 aufgrund	 einer	 Be-
schäftigung	oder	selbständigen	Tätigkeit	während	des	Bezugs	einer	Leistung	nach	Satz	1	in	der	seit	
dem	1.	Juli	2002	geltenden	Fassung	anzuwenden.	Der	neu	festgestellten	Rente	sind	mindestens	die	
bisherigen	persönlichen	Entgeltpunkte	zugrunde	zu	legen;	dies	gilt	nicht,	soweit	die	bisherigen	per-
sönlichen	Entgeltpunkte	auf	einer	rechtswidrigen	Begünstigung	beruhen	oder	eine	wesentliche	Än-
derung	der	tatsächlichen	Verhältnisse	zu	Ungunsten	des	Rentenbeziehers	eingetreten	ist.499	
	

Fünfter	Unterabschnitt	
Zusammentreffen	von	Renten	und	von	Einkommen	

	
§	311	Rente	und	Leistungen	aus	der	Unfallversicherung	
(1)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente	nach	den	Vorschriften	im	Gebiet	der	

Bundesrepublik	 Deutschland	 ohne	 das	 Beitrittsgebiet	 und	 auf	 eine	 Rente	 aus	 der	 Unfallversiche-
rung,	die	für	die	Leistung	der	Rente	zu	berücksichtigen	war,	wird	die	Rente	insoweit	nicht	geleistet,	
als	die	Summe	dieser	Renten	den	Grenzbetrag	übersteigt.	
(2)	Bei	der	Ermittlung	der	Summe	der	zusammentreffenden	Renten	bleiben	unberücksichtigt	
1.		bei	der	Rente	
a)		der	Betrag,	der	den	Grenzbetrag	übersteigt,	
b)		der	auf	den	Leistungszuschlag	für	ständige	Arbeiten	unter	Tage	entfallende	Anteil,	
c)		der	auf	den	Erhöhungsbetrag	in	Waisenrenten	entfallende	Anteil,	

2.		bei	der	Verletztenrente	aus	der	Unfallversicherung	je	16,67	vom	Hundert	des	aktuellen	Ren-
tenwerts	 für	 jeden	Prozentpunkt	 der	Minderung	der	Erwerbsfähigkeit,	wenn	diese	mindes-

	
	 01.12.1998.—Artikel	2	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1939)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
498		 QUELLE	
	 01.05.1999.—Artikel	2	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1939)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
499		 QUELLE	
	 01.07.2002.—Artikel	2	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	20.	Juni	2002	(BGBl.	I	S.	2074)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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tens	60	vom	Hundert	beträgt	und	die	Rente	aufgrund	einer	entschädigungspflichtigen	Silikose	
oder	Siliko-Tuberkulose	geleistet	wird.	

(3)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente	nach	den	Vorschriften	im	Gebiet	der	
Bundesrepublik	 Deutschland	 ohne	 das	 Beitrittsgebiet	 und	 auf	 eine	 Rente	 aus	 der	 Unfallversiche-
rung,	die	für	die	Leistung	der	Rente	nicht	zu	berücksichtigen	war,	verbleibt	es	für	die	Leistung	die-
ser	Rente	dabei.	
(4)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente	nach	den	Vorschriften	im	Gebiet	der	

Bundesrepublik	 Deutschland	 ohne	 das	 Beitrittsgebiet	mit	 Zeiten	 sowohl	 der	 Rentenversicherung	
der	Arbeiter	oder	der	Angestellten	als	 auch	der	knappschaftlichen	Rentenversicherung	und	 ruhte	
wegen	einer	Rente	aus	der	Unfallversicherung	die	Rente	mit	den	Zeiten	der	knappschaftlichen	Ren-
tenversicherung	vorrangig,	verbleibt	es	für	die	Leistung	dieser	Rente	dabei.	
(5)	Der	Grenzbetrag	beträgt	
1.		bei	 Renten,	 für	 die	 die	 allgemeine	Wartezeit	 in	 der	 knappschaftlichen	 Rentenversicherung	
nicht	erfüllt	ist,	
a)		bei	Renten	aus	eigener	Versicherung			80	vom	Hundert,	
b)		bei	Witwenrenten	oder	Witwerrenten			48	vom	Hundert,		

2.		bei	Renten,	für	die	die	allgemeine	Wartezeit	in	der	knappschaftlichen	Rentenversicherung	er-
füllt	ist,	
a)		bei	Renten	aus	eigener	Versicherung			95	vom	Hundert,	
b)		bei	Witwenrenten	oder	Witwerrenten			57	vom	Hundert		

eines	Zwölftels	des	Jahresarbeitsverdienstes,	der	der	Berechnung	der	Rente	aus	der	Unfallversiche-
rung	zugrunde	liegt,	mindestens	jedoch	des	Betrages,	der	sich	ergibt,	wenn	der	im	Dezember	1991	
zugrundeliegende	 persönliche	 Vomhundertsatz	mit	 zwei	 Dritteln	 des	 aktuellen	 Rentenwerts	 ver-
vielfältigt	wird	(Mindestgrenzbetrag).	Beruht	die	Rente	ausschließlich	auf	Zeiten	der	knappschaftli-
chen	Rentenversicherung,	ist	der	persönliche	Vomhundertsatz	mit	1,0106	zu	vervielfältigen.	Beruht	
sie	auch	auf	Zeiten	der	Rentenversicherung	der	Arbeiter	oder	der	Angestellten,	ist	ein	durchschnitt-
licher	persönlicher	Vomhundertsatz	zu	ermitteln,	 indem	der	Vomhundertsatz	nach	Satz	2	und	der	
persönliche	 Vomhundertsatz	 der	 Rentenversicherung	 der	 Arbeiter	 und	 der	 Angestellten	 mit	 der	
ihrer	 Ermittlung	 zugrundeliegenden	 jeweiligen	 Anzahl	 an	Monaten	 vervielfältigt	 und	 die	 Summe	
beider	 Ergebnisse	 durch	 die	 Summe	 aller	 Monate	 geteilt	 wird.	 Liegt	 der	 Rente	 ein	 persönlicher	
Vomhundertsatz	nicht	zugrunde,	 ist	Mindestgrenzbetrag	das	bei	Renten	aus	eigener	Versicherung	
das	50fache,	bei	Witwenrenten	oder	Witwerrenten	das	30fache	des	aktuellen	Rentenwerts.	Für	die	
ersten	drei	Monate	nach	Beginn	der	Witwenrente	oder	Witwerrente	wird	der	Grenzbetrag	mit	dem	
für	eine	Rente	aus	eigener	Versicherung	geltenden	Vomhundertsatz	ermittelt.	
(6)	 Der	 Grenzbetrag	 beträgt	 bei	 Halbwaisenrenten	 das	 13,33fache,	 bei	 Vollwaisenrenten	 das	

20fache	des	aktuellen	Rentenwerts.	
(7)	Für	die	von	einem	Träger	mit	Sitz	außerhalb	des	Geltungsbereichs	dieses	Gesetzbuchs	geleis-

tete	 Rente	 wegen	 eines	 Arbeitsunfalls	 oder	 einer	 Berufskrankheit	 ist	 ein	 Jahresarbeitsverdienst	
nicht	 festzustellen.	Bei	einer	an	eine	Witwe	oder	einen	Witwer	geleisteten	Rente	gilt	 ihr	um	zwei	
Drittel	erhöhter	Betrag	als	Vollrente.	
(8)	Bestand	vor	Inkrafttreten	von	Vorschriften	über	das	Zusammentreffen	von	Renten	und	von	

Leistungen	aus	der	Unfallversicherung	Anspruch	auf	eine	Rente	und	auf	eine	Rente	aus	der	Unfall-
versicherung,	die	für	die	Leistung	der	Rente	nicht	zu	berücksichtigen	war,	verbleibt	es	für	die	Leis-
tung	dieser	Rente	dabei.500	

	
500		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	135	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	in	Abs.	1,	3	und	4	

jeweils	 „nach	 den	 Vorschriften	 im	 Gebiet	 der	 Bundesrepublik	 Deutschland	 ohne	 das	 Beitrittsgebiet“	
nach	„Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	29	des	Gesetzes	vom	24.	 Juni	1993	 (BGBl.	 I	 S.	1038)	hat	 in	Abs.	5	Satz	4	 „das	50fache“	
durch	 „bei	 Renten	 aus	 eigener	 Versicherung	 das	 50fache,	 bei	Witwenrenten	 oder	Witwerrenten	 das	
30fache“	ersetzt.	
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§	312	Mindestgrenzbetrag	bei	Versicherungsfällen	vor	dem	1.	Januar	1979	
(1)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente,	die	auf	einem	Versicherungsfall	vor	

dem	1.	Januar	1979	beruht,	und	ruhte	diese	wegen	einer	Rente	aus	der	Unfallversicherung,	beträgt	
der	Mindestgrenzbetrag		
1.		bei	einer	Rente	aus	eigener	Versicherung			85	vom	Hundert,	
2.		bei	einer	Witwenrente	oder	Witwerrente			51	vom	Hundert		

des	Betrages,	der	sich	ergibt,	wenn	der	im	Dezember	1991	zugrundeliegende	persönliche	Vomhun-
dertsatz	mit	zwei	Dritteln	des	aktuellen	Rentenwerts	vervielfältigt	wird.	
(2)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente,	für	die	die	allgemeine	Wartezeit	in	

der	knappschaftlichen	Rentenversicherung	erfüllt	 ist	und	die	auf	einem	Versicherungsfall	vor	dem	
1.	Januar	1979	beruht,	und	ruhte	diese	Rente	wegen	einer	Rente	aus	der	Unfallversicherung,	die	auf	
einem	Unfall	oder	Tod	vor	dem	1.	Januar	1979	beruht,	beträgt	der	Mindestgrenzbetrag		
1.		bei	einer	Rente	aus	eigener	Versicherung			100	vom	Hundert,	
2.		bei	einer	Witwenrente	oder	Witwerrente			60	vom	Hundert		

des	Betrages,	der	sich	ergibt,	wenn	der	im	Dezember	1991	zugrundeliegende	persönliche	Vomhun-
dertsatz	mit	zwei	Dritteln	des	aktuellen	Rentenwerts	vervielfältigt	wird.	
(3)	§	311	Abs.	5	Satz	2	und	3,	Abs.	7	ist	anzuwenden.	

	
§	313	Hinzuverdienst	bei	Renten	wegen	verminderter	Erwerbsfähigkeit	
(1)	Würde	sich	nach	den	§§	96a	und	313	in	der	ab	dem	1.	Juli	2017	geltenden	Fassung	am	1.	Juli	

2017	eine	niedrigere	teilweise	zu	leistende	Rente	ergeben,	wird	eine	am	30.	Juni	2017	aufgrund	von	
Hinzuverdienst	 teilweise	geleistete	Rente	wegen	verminderter	Erwerbsfähigkeit	unter	den	sonsti-
gen	Voraussetzungen	des	geltenden	Rechts	so	lange	weitergeleistet,	bis		
1.		die	am	30.	 Juni	2017	für	diese	anteilig	geleistete	Rente	geltende	Hinzuverdienstgrenze	nach	
den	§§	96a	und	313	in	der	bis	zum	30.	Juni	2017	geltenden	Fassung	überschritten	wird	oder		

2.		sich	nach	den	§§	96a	und	313	in	der	ab	dem	1.	Juli	2017	geltenden	Fassung	eine	mindestens	
gleich	hohe	Rente	ergibt.		

Als	Kalenderjahr	nach	§	96a	Absatz	5	 in	Verbindung	mit	§	34	Absatz	3c	und	3d,	 in	dem	erstmals	
Hinzuverdienst	 berücksichtigt	 wurde,	 gilt	 das	 Jahr	 2017.	 Die	 Hinzuverdienstgrenze	 nach	 Satz	 1	
Nummer	1	word	jährlich	entsprechend	der	prozentualen	Veränderung	der	Bezugsgröße	angepasst.	
(2)	(weggefallen)	
(3)	(weggefallen)	
(4)	(weggefallen)	
(5)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets	

berechnete	Rente	und	ist	diese	Rente	nicht	nach	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	neu	zu	berechnen,	
werden	als	Entgeltpunkte	im	Sinne	des	§	96a	Absatz	1c	die	nach	§	307a	ermittelten	durchschnittli-
chen	Entgeltpunkte	zugrunde	gelegt.	
(6)	Für	Versicherte,	die	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	nach	den	Vorschriften	des	Bei-

trittsgebiets	berechnete	Invalidenrente	oder	Bergmannsinvalidenrente	hatten	und	die	die	persönli-
chen	Voraussetzungen	für	den	Bezug	von	Blindengeld	oder	Sonderpflegegeld	nach	den	am	31.	De-
zember	1991	geltenden	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets	erfüllen,	 gilt	 für	diese	Rente	eine	Hinzu-
verdienstgrenze	nicht.	
(7)	(weggefallen)	
(8)	Besteht	Anspruch	auf	eine	Rente	wegen	verminderter	Erwerbsfähigkeit	und	eine	Aufwands-

entschädigung	für	kommunale	Ehrenbeamte,	für	ehrenamtlich	in	kommunalen	Vertretungskörper-
schaften	Tätige	oder	für	Mitglieder	der	Selbstverwaltungsorgane,	Versichertenälteste	oder	Vertrau-

	
	 01.01.1998.—Artikel	1	Nr.	126	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2998)	hat	Abs.	8	einge-

fügt.	
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enspersonen	der	Sozialversicherungsträger,	gilt	die	Aufwandsentschädigung	bis	zum	31.	Dezember	
2022	weiterhin	nicht	als	Hinzuverdienst,	soweit	kein	konkreter	Verdienstausfall	ersetzt	wird.501	

	
501		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2001.—Artikel	1	Nr.	58	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1827)	hat	die	Vorschrift	

neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	313	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	oder	für	Bergleute	und	Arbeitslosengeld	
	 		 Bestand	 am	31.	Dezember	1991	Anspruch	 auf	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	 oder	 auf	Rente	 für	

Bergleute	und	auf	Arbeitslosengeld,	das	nicht	zu	berücksichtigen	war,	verbleibt	es	für	die	Leistung	der	
Rente	dabei.“	

	 01.01.2002.—Artikel	 1	 Nr.	 62	 des	 Gesetzes	 vom	 21.	März	 2001	 (BGBl.	 I	 S.	 403)	 hat	 in	 Abs.	 3	 Nr.	 1		
„630	Deutsche	Mark“	durch	„325	Euro“	ersetzt.	

	 01.01.2003.—Artikel	8	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	21.	Juni	2002	(BGBl.	I	S.	2167)	hat	Abs.	7	eingefügt.	
	 01.04.2003.—Artikel	4	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	4621)	hat	in	Abs.	3	Nr.	1	

„325	Euro“	durch	„ein	Siebtel	der	monatlichen	Bezugsgröße“	ersetzt.	
	 01.01.2008.—Artikel	1	Nr.	81	des	Gesetzes	vom	20.	April	2007	(BGBl.	I	S.	554)	und	Artikel	5	Nr.	7	des	

Gesetzes	vom	8.	April	2008	(BGBl.	I	S.	681)	haben	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	Die	Hinzuverdienstgrenze	beträgt	

1.		 bei	einer	Rente	wegen	Erwerbsunfähigkeit	ein	Siebtel	der	monatlichen	Bezugsgröße,	
2.		 bei	einer	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	

a)		 in	voller	Höhe	das	52,5fache,	
b)		in	Höhe	von	zwei	Dritteln	das	70fache,	
c)		 in	Höhe	von	einem	Drittel	das	87,5fache	
des	aktuellen	Rentenwerts	(§	68),	vervielfältigt	mit	den	Entgeltpunkten	(§	66	Abs.	1	Nr.	1	bis	3)	
des	 letzten	 Kalenderjahres	 vor	 Eintritt	 der	 Berufsunfähigkeit,	mindestens	 jedoch	mit	 0,5	 Ent-
geltpunkten,	

3.		 bei	einer	Rente	für	Bergleute	
a)		 in	voller	Höhe	das	70fache,	
b)		in	Höhe	von	zwei	Dritteln	das	93,3fache,	
c)		 in	Höhe	von	einem	Drittel	das	116,7fache	
des	aktuellen	Rentenwerts	(§	68),	vervielfältigt	mit	den	Entgeltpunkten	(§	66	Abs.	1	Nr.	1	bis	3)	
des	 letzten	Kalenderjahres	vor	Eintritt	der	 im	Bergbau	verminderten	Berufsfähigkeit	oder	der	
Erfüllung	 der	 Voraussetzungen	 entsprechend	 §	 45	 Abs.	 3,	mindestens	 jedoch	mit	 0,5	 Entgelt-
punkten.“	

21.09.2010.—Artikel	4	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	3057)	hat	Abs.	8	einge-
fügt.	
01.01.2013.—Artikel	4	Nr.	27	des	Gesetzes	vom	5.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2474)	hat	in	Abs.	3	Nr.	1	
„400	Euro“	durch	„450	Euro“	ersetzt.	
	01.07.2014.—Artikel	 1	Nr.	 16	 des	 Gesetzes	 vom	23.	 Juni	 2014	 (BGBl.	 I	 S.	 787)	 hat	 in	 Abs.	 8	 „2015“	
durch	„2017“	ersetzt.	
	01.07.2017.—Artikel	1	Nr.	39	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	2838)	und	Artikel	1	
Nr.	16	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2509)	haben	Abs.	1	neu	gefasst.	Abs.	1	lautete:	
		 „(1)	Bestand	am	31.	Dezember	2000	Anspruch	auf	eine	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit,	Erwerbsun-
fähigkeit	oder	für	Bergleute	ist	§	96a	unter	Beachtung	der	Hinzuverdienstgrenzen	des	Absatzes	3	mit	
der	Maßgabe	anzuwenden,	dass	die	Regelungen	zur	Rente	wegen	teilweiser	Erwerbsminderung	für	die	
Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	und	die	Regelungen	zur	Rente	wegen	voller	Erwerbsminderung	für	die	
Rente	wegen	Erwerbsunfähigkeit	entsprechend	gelten.“	
Artikel	1	Nr.	39	lit.	b	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	2838)	hat	Abs.	2	bis	4	aufgehoben.	
Abs.	2	bis	4	lauteten:	
		 „(2)	Abhängig	vom	erzielten	Hinzuverdienst	wird	

1.		 eine	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	in	voller	Höhe,	in	Höhe	von	zwei	Dritteln	oder	in	Höhe	von	
einem	Drittel,	

2.		 eine	Rente	wegen	Erwerbsunfähigkeit	 bei	Überschreiten	der	Hinzuverdienstgrenze	des	Absat-
zes	3	Nr.	1	und	weiterem	Vorliegen	von	Erwerbsunfähigkeit	in	Höhe	der	Rente	wegen	Berufsun-
fähigkeit	unter	Beachtung	der	Hinzuverdienstgrenzen	des	Absatzes	3	Nr.	2,	
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§	313a502	

	
3.		 eine	Rente	für	Bergleute	in	voller	Höhe,	in	Höhe	von	zwei	Dritteln	oder	in	Höhe	von	einem	Drit-

tel	
geleistet.	
		 (3)	Die	Hinzuverdienstgrenze	beträgt	

1.		 bei	einer	Rente	wegen	Erwerbsunfähigkeit	450	Euro,	
2.		 bei	einer	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	

a)		 in	voller	Höhe	das	0,57fache,	
b)		in	Höhe	von	zwei	Dritteln	das	0,76fache,	
c)		 in	Höhe	von	einem	Drittel	das	0,94fache	
der	monatlichen	Bezugsgröße,	vervielfältigt	mit	den	Entgeltpunkten	(§	66	Abs.	1	Nr.	1	bis	3)	des	
letzten	 Kalenderjahres	 vor	 Eintritt	 der	 Berufsunfähigkeit,	 mindestens	 jedoch	 mit	 0,5	 Entgelt-
punkten,	

3.		 bei	einer	Rente	für	Bergleute	
a)		 in	voller	Höhe	das	0,76fache,	
b)		in	Höhe	von	zwei	Dritteln	das	1,01fache,	
c)		 in	Höhe	von	einem	Drittel	das	1,26fache	
der	monatlichen	Bezugsgröße,	vervielfältigt	mit	den	Entgeltpunkten	(§	66	Abs.	1	Nr.	1	bis	3)	des	
letzten	Kalenderjahres	vor	Eintritt	der	im	Bergbau	verminderten	Berufsfähigkeit	oder	der	Erfül-
lung	der	Voraussetzungen	entsprechend	§	45	Abs.	3,	mindestens	jedoch	mit	0,5	Entgeltpunkten.	

		 (4)	Bestand	am	31.	Dezember	2000	neben	einer	Rente	wegen	Erwerbsunfähigkeit	Anspruch	auf	Ar-
beitslosengeld,	 das	 bei	 der	 Feststellung	 eines	 Hinzuverdienstes	 dem	 Arbeitsentgelt	 oder	 Arbeitsein-
kommen	gleich	stand,	verbleibt	es	dabei,	solange	das	Arbeitslosengeld	geleistet	wird.“	
Artikel	1	Nr.	39	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„Absatzes	3“	durch	„§	96a	Absatz	1c“	ersetzt.	
Artikel	1	Nr.	39	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	6	„(Absätze	1	bis	3)“	nach	„Hinzuverdienstgrenze“	
gestrichen.	
Artikel	1	Nr.	39	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	aufgehoben.	Abs.	7	lautete:	
		 „(7)	Bestand	am	31.	Dezember	2002	Anspruch	auf	eine	Rente	wegen	verminderter	Erwerbsfähigkeit	
und	dem	Arbeitsentgelt	oder	Arbeitseinkommen	aus	einer	Beschäftigung	oder	selbständigen	Tätigkeit	
vergleichbares	 Einkommen	 mit	 Ausnahme	 von	 Vorruhestandsgeld,	 gilt	 für	 diese	 Rente	 dieses	 ver-
gleichbare	Einkommen	bis	zum	31.	Dezember	2007	nicht	als	Hinzuverdienst.“	
	22.07.2017.—Artikel	1	Nr.	16a	des	Gesetzes	vom	17.	 Juli	2017	(BGBl.	 I	S.	2509)	hat	 in	Abs.	8	 „2017“	
durch	„2020“	ersetzt.	
	01.07.2020.—Artikel	6	Nr.	24	lit.	a	des	Gesetzes	vom	12.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1248)	hat	in	Abs.	5	„Ab-
satz	1c“	durch	„Absatz	1b	und	1c“	ersetzt.	
Artikel	6	Nr.	24	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	8	„2020“	durch	„2022“	ersetzt.	
	01.10.2022.—Artikel	7	Nr.	31	lit.	b	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2759)	hat	in	Abs.	8	
„30.	September“	durch	„31.	Dezember“	ersetzt.	
01.01.2023.—Artikel	7	Nr.	31	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2022	(BGBl.	I	S.	2759)	hat	in	Abs.	5	
„Absatz	1b	und	1c“	durch	„Absatz	1c“	ersetzt.	

502		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1999.—Artikel	 1	Nr.	 128	 des	 Gesetzes	 vom	16.	Dezember	 1997	 (BGBl.	 I	 S.	 2998)	 hat	 die	 Vor-

schrift	eingefügt.	
	 01.07.2001.—Artikel	6	Nr.	41	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2001	(BGBl.	I	S.	1046)	hat	in	Satz	2	Nr.	2	„Re-

habilitation“	durch	„Teilhabe“	ersetzt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.07.2017.—Artikel	1	Nr.	40	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	2838)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	313a	Renten	wegen	verminderter	Erwerbsfähigkeit	und	Arbeitslosengeld	
	 		 Bestand	 am	 31.	 Dezember	 1998	 Anspruch	 auf	 eine	 Rente	wegen	 verminderter	 Erwerbsfähigkeit,	

wird	auf	die	Rente	das	 für	denselben	Zeitraum	geleistete	Arbeitslosengeld	angerechnet.	Eine	Anrech-
nung	erfolgt	nicht,	wenn	das	Arbeitslosengeld	

1.		 nur	vorläufig	bis	zur	Feststellung	der	verminderten	Erwerbsfähigkeit	geleistet	wird	oder	
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§	314	Einkommensanrechnung	auf	Renten	wegen	Todes	
(1)	 Ist	 der	 Versicherte	 vor	 dem	 1.	 Januar	 1986	 gestorben	 oder	 haben	 die	 Ehegatten	 bis	 zum	

31.	Dezember	1988	eine	wirksame	Erklärung	über	die	weitere	Anwendung	des	bis	zum	31.	Dezem-
ber	 1985	 geltenden	 Hinterbliebenenrentenrechts	 abgegeben,	 werden	 auf	 eine	Witwenrente	 oder	
Witwerrente	die	Vorschriften	über	die	Einkommensanrechnung	auf	Renten	wegen	Todes	nicht	an-
gewendet.	
(2)	 Ist	 der	Versicherte	 vor	dem	1.	 Januar	1986	gestorben	und	 ist	 eine	 erneute	Ehe	der	Witwe		

oder	 des	Witwers	 aufgelöst	 oder	 für	 nichtig	 erklärt	 worden,	 werden	 auf	 eine	Witwenrente	 oder	
Witwerrente	nach	dem	vorletzten	Ehegatten	die	Vorschriften	über	die	Einkommensanrechnung	auf	
Renten	wegen	Todes	nicht	angewendet.	Besteht	für	denselben	Zeitraum	Anspruch	auf	Witwenrente	
oder	Witwerrente	oder	auf	eine	solche	Rente	aus	der	Unfallversicherung,	werden	diese	Ansprüche	
in	 der	 Höhe	 berücksichtigt,	 die	 sich	 nach	 Anwendung	 der	 Vorschriften	 über	 die	 Einkommensan-
rechnung	auf	Renten	wegen	Todes	ergibt.	
(3)	Auf	eine	Witwenrente	oder	Witwerrente	nach	dem	vorletzten	Ehegatten,	bei	der	Einkommen	

nach	§	114	Absatz	1	des	Vierten	Buches	zu	berücksichtigen	ist,	ist	eine	Witwenrente	oder	Witwer-
rente	 nach	 dem	 letzten	 Ehegatten	 in	 der	 Höhe	 anzurechnen,	 die	 sich	 nach	 Anwendung	 der	 Vor-
schriften	über	 die	 Einkommensanrechnung	 auf	Renten	wegen	Todes	 ergibt.	 §	 97	Absatz	 3	 Satz	 1	
und	3	findet	in	diesen	Fällen	keine	Anwendung.503	

	
2.		 aufgrund	einer	Anwartschaftszeit	geleistet	wird,	die	insgesamt	nach	dem	Beginn	der	Rente	we-

gen	Berufsunfähigkeit	oder	der	Rente	für	Bergleute	oder	nach	dem	Ende	einer	Leistung	zur	Teil-
habe,	wegen	der	der	Anspruch	auf	die	Rente	nicht	bestanden	hat,	erfüllt	worden	ist.	

	 Die	Sätze	1	und	2	 sind	nicht	auf	Arbeitslosengeld	anzuwenden,	auf	das	erst	nach	dem	31.	Dezember	
2000	ein	Anspruch	entsteht.“	

503		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2002.—Artikel	 7	 Nr.	 24	 des	 Gesetzes	 vom	 21.	 Dezember	 2000	 (BGBl.	 I	 S.	 1983)	 hat	 in	 Abs.	 5		

Satz	 1	 „1	 000	 Deutsche	 Mark“	 durch	 „520	 Euro“	 und	 in	 Abs.	 5	 Satz	 2	 „800	 Deutsche	 Mark“	 durch		
„410	Euro“	ersetzt.	

	 01.08.2004.—Artikel	1	Nr.	73	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1791)	hat	Abs.	3	bis	5	aufgeho-
ben.	Abs.	3	bis	5	lauteten:	

	 		 „(3)	Ist	der	Versicherte	in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1986	bis	zum	31.	Dezember	1995	gestorben	und	
wurde	die	Ehe	vor	dem	1.	Januar	1986	geschlossen,	werden	auf	eine	Witwenrente	bis	zum	Ablauf	von	
zwölf	 Kalendermonaten	 nach	 dem	 Tode	 des	 Versicherten	 die	 Vorschriften	 über	 die	 Einkommensan-
rechnung	auf	Renten	wegen	Todes	nicht	angewendet.	Anschließend	werden	sie	mit	der	Maßgabe	an-
gewendet,	daß	für	jeweils	zwölf	Kalendermonate	das	nach	Abzug	der	Minderungsbeträge	verbleibende	
Einkommen	zunächst	in	Höhe	von	zehn	vom	Hundert,	dann	in	Höhe	von	20	vom	Hundert,	dann	in	Höhe	
von	30	vom	Hundert	und	erst	nach	Ablauf	des	48.	auf	den	Sterbemonat	folgenden	Kalendermonats	in	
Höhe	von	40	vom	Hundert	angerechnet	wird.	

	 		 (4)	Auf	Antrag	gilt	Absatz	3	entsprechend	bei	Witwerrenten,	wenn	die	Verstorbene	den	Unterhalt	
ihrer	Familie	oder,	wenn	die	Ehe	vor	dem	1.	 Juli	1977	geschieden	worden	 ist,	 den	Unterhalt	des	ge-
schiedenen	Ehemannes	im	letzten	wirtschaftlichen	Dauerzustand	vor	dem	Tode	überwiegend	bestrit-
ten	hat.	

	 		 (5)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	Waisenrente	für	Waisen,	die	das	18.	Lebensjahr	
bereits	vollendet	haben,	findet	eine	Einkommensanrechnung	nur	dann	statt,	wenn	den	Waisen	aus	dem	
Ausbildungsverhältnis	Bruttobezüge	in	Höhe	von	wenigstens	520	Euro	zustehen;	Ehegatten-	und	Kin-
derzuschläge	 und	 einmalige	 Zuwendungen	 sowie	 vermögenswirksame	 Leistungen,	 die	 den	 Waisen	
über	die	geschuldete	Ausbildungsvergütung	hinaus	zustehen,	bleiben	außer	Ansatz,	soweit	sie	den	nach	
dem	jeweils	geltenden	Vermögensbildungsgesetz	begünstigten	Höchstbetrag	nicht	übersteigen.	Satz	1	
gilt	entsprechend,	wenn	den	Waisen	mit	Rücksicht	auf	die	Ausbildung	Unterhaltsgeld	oder	Übergangs-
geld	von	wenigstens	410	Euro	monatlich	zusteht	oder	nur	deswegen	nicht	 zusteht,	weil	 sie	über	an-
rechnungsfähiges	Einkommen	verfügen.“	

	 17.11.2016.—Artikel	4	Nr.	20a	des	Gesetzes	vom	11.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2500)	hat	Abs.	3	einge-
fügt.	
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§	314a	Einkommensanrechnung	auf	Renten	wegen	Todes	aus	dem	Beitrittsgebiet	
(1)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	Witwenrente	oder	Witwerrente	aufgrund	des	

im	Beitrittsgebiet	geltenden	Rechts	oder	bestand	ein	solcher	Anspruch	nur	deshalb	nicht,	weil	die	
im	Beitrittsgebiet	geltenden	besonderen	Voraussetzungen	nicht	erfüllt	waren,	werden	vom	1.	Janu-
ar	1992	an	auf	die	Witwenrente	oder	Witwerrente	die	Vorschriften	über	die	Einkommensanrech-
nung	auf	Renten	wegen	Todes	angewendet.	
(2)	Hatte	der	Versicherte	oder	die	Witwe	oder	der	Witwer	am	18.	Mai	1990	den	gewöhnlichen	

Aufenthalt	im	Beitrittsgebiet,	ist	§	314	Absatz	1	und	2	nicht	anzuwenden.504	
	
§	314b505	
	

Sechster	Unterabschnitt	
Zusatzleistungen	

	
§	315	Zuschuß	zur	Krankenversicherung	
(1)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	einen	Zuschuß	zu	den	Aufwendungen	für	die	

Krankenversicherung	und	war	der	Berechtigte	bereits	zu	diesem	Zeitpunkt	nicht	in	der	gesetzlichen	
Krankenversicherung	 oder	 bei	 einem	 der	 deutschen	 Aufsicht	 unterliegenden	 Krankenversiche-
rungsunternehmen	versichert,	wird	dieser	Zuschuß	in	der	bisherigen	Höhe	zu	der	Rente	und	einer	
sich	unmittelbar	daran	anschließenden	Rente	desselben	Berechtigten	weitergeleistet.	
(2)	Besteht	am	1.	Januar	1992	Anspruch	auf	einen	Zuschuß	zu	den	Aufwendungen	für	die	Kran-

kenversicherung,	der	nicht	nur	nach	Anwendung	der	Vorschriften	eines	Rentenanpassungsgesetzes	
für	Dezember	1991	höher	 als	 der	Beitragsanteil	war,	 den	der	Träger	 der	Rentenversicherung	 als	
Krankenversicherungsbeitrag	 für	 pflichtversicherte	 Rentenbezieher	 zu	 tragen	 hat,	 wird	 der	 Zu-
schuß	zu	der	Rente	und	einer	sich	unmittelbar	daran	anschließenden	Rente	desselben	Berechtigten	

	
504		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	136	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2004.—Artikel	1	Nr.	 74	des	Gesetzes	 vom	21.	 Juli	 2004	 (BGBl.	 I	 S.	 1791)	hat	 in	Abs.	 2	 „Abs.	 1		

bis	4“	nach	„§	314“	gestrichen.	
	 01.07.2015.—Artikel	3	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	15.	April	2015	(BGBl.	I	S.	583)	hat	Abs.	3	aufgehoben.	

Abs.	3	lautete:	
	 		 „(3)	 Bestand	 am	 31.	 Dezember	 1991	 Anspruch	 auf	Waisenrente	 aufgrund	 des	 im	 Beitrittsgebiet	

geltenden	Rechts	oder	bestand	ein	solcher	Anspruch	nur	deshalb	nicht,	weil	die	im	Beitrittsgebiet	gel-
tenden	besonderen	Voraussetzungen	nicht	erfüllt	waren,	werden	vom	1.	 Januar	1992	an	auf	die	Wai-
senrente	die	Vorschriften	über	die	Einkommensanrechnung	auf	Renten	wegen	Todes	angewendet.“	

	 17.11.2016.—Artikel	4	Nr.	20b	des	Gesetzes	vom	11.	November	2016	 (BGBl.	 I	 S.	2500)	hat	 in	Abs.	2	
„Absatz	1	und	2“	nach	„§	314“	eingefügt.	

505		 QUELLE	
	 01.01.2001.—Artikel	1	Nr.	59	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1827)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.07.2017.—Artikel	1	Nr.	40	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2016	(BGBl.	I	S.	2838)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	314b	Befristung	der	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	oder	Erwerbsunfähigkeit	
	 		 Bestand	am	31.	Dezember	2000	Anspruch	auf	eine	befristete	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	oder	

Erwerbsunfähigkeit	und	 ist	der	 jeweilige	Anspruch	nach	Ablauf	der	Frist	von	der	 jeweiligen	Arbeits-
marktlage	abhängig,	 ist	die	Befristung	zu	wiederholen,	es	sei	denn,	die	Versicherten	vollenden	 inner-
halb	von	zwei	Jahren	nach	Beginn	der	sich	anschließenden	Frist	das	60.	Lebensjahr.“	
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mindestens	in	der	bisherigen	Höhe,	höchstens	in	Höhe	der	Hälfte	der	tatsächlichen	Aufwendungen	
für	die	Krankenversicherung,	weitergeleistet.	
(3)	 Bestand	 am	 31.	 Dezember	 1991	 nach	 einem	 Rentenanpassungsgesetz	 Anspruch	 auf	 einen	

Auffüllbetrag,	der	als	Zuschuß	zu	den	Aufwendungen	für	die	Krankenversicherung	gilt,	wird	dieser	
in	der	bisherigen	Höhe	weitergeleistet.	Rentenerhöhungen,	die	sich	aufgrund	von	Rentenanpassun-
gen	nach	dem	31.	Dezember	1991	ergeben,	werden	hierauf	angerechnet.	
(4)	Bestand	am	30.	April	2007	Anspruch	auf	einen	Zuschuss	zu	den	Aufwendungen	für	die	Kran-

kenversicherung	und	war	der	Berechtigte	bereits	 zu	diesem	Zeitpunkt	 in	 einer	 ausländischen	ge-
setzlichen	Krankenversicherung	pflichtversichert,	wird	dieser	Zuschuss	zu	der	Rente	und	einer	sich	
unmittelbar	daran	anschließenden	Rente	desselben	Berechtigten	weitergeleistet.506	
	
§	315a	Auffüllbetrag	
Ist	der	für	den	Berechtigten	nach	Anwendung	des	§	307a	ermittelte	Monatsbetrag	der	Rente	für	

Dezember	1991	niedriger	als	der	für	denselben	Monat	ausgezahlte	und	nach	dem	am	31.	Dezember	
1991	geltenden	Recht	oder	nach	§	302a	Abs.	3	weiterhin	zustehende	Rentenbetrag	einschließlich	
des	Ehegattenzuschlags,	wird	ein	Auffüllbetrag	 in	Höhe	der	Differenz	geleistet.	Bei	dem	Vergleich	
werden	die	für	Dezember	1991	nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets	geleisteten	Rentenbeträ-
ge	zuvor	um	6,84	vom	Hundert	erhöht;	Zusatzrenten	nach	§	307a	Abs.	9	Nr.	1,	Zusatzrenten	nach	
der	 Verordnung	 über	 die	 freiwillige	 und	 zusätzliche	 Versicherung	 in	 der	 Sozialversicherung	 vom	
28.	Januar	1947	und	Zusatzrenten	nach	der	Verordnung	über	die	 freiwillige	Versicherung	auf	Zu-
satzrente	bei	der	Sozialversicherung	vom	15.	März	1968	bleiben	außer	Betracht.	Bei	der	Ermittlung	
der	für	Dezember	1991	nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets	geleisteten	Rentenbeträge	ist	das	
Rentenangleichungsgesetz	 vom	28.	 Juni	 1990	 (GBl.	Nr.	 38	 S.	 495)	mit	 der	Maßgabe	 anzuwenden,	
daß	eine	vor	Angleichung	höhere	Rente	so	 lange	geleistet	wird,	bis	die	anzugleichende	Rente	den	
bisherigen	Betrag	übersteigt.	Der	Auffüllbetrag	wird	vom	1.	Januar	1996	an	bei	jeder	Rentenanpas-
sung	um	ein	Fünftel	des	Auffüllbetrags,	mindestens	aber	um	20	Deutsche	Mark	vermindert;	durch	
die	Verminderung	darf	der	bisherige	Zahlbetrag	der	Rente	nicht	unterschritten	werden.	Ein	danach	
noch	 verbleibender	 Auffüllbetrag	 wird	 bei	 den	 folgenden	 Rentenanpassungen	 im	 Umfang	 dieser	
Rentenanpassungen	abgeschmolzen.507	
	
§	315b	Renten	aus	freiwilligen	Beiträgen	des	Beitrittsgebiets	
Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	
1.		Rente	nach	der	Verordnung	über	die	Neuregelung	der	freiwilligen	Versicherungen	in	der	So-
zialversicherung	vom	25.	Juni	1953	(GBl.	Nr.	80	S.	823),	

2.		Zusatzrente	nach	der	Verordnung	über	die	freiwillige	und	zusätzliche	Versicherung	in	der	So-
zialversicherung	vom	28.	Januar	1947,	

3.		Zusatzrente	nach	der	Verordnung	über	die	 freiwillige	Versicherung	 auf	 Zusatzrente	bei	 der	
Sozialversicherung	vom	15.	März	1968,	

wird	diese	in	Höhe	des	um	6,84	vom	Hundert	erhöhten	bisherigen	Betrags	weitergeleistet.508	
	

	
506		 ÄNDERUNGEN	
	 01.05.2007.—Artikel	1	Nr.	82	des	Gesetzes	vom	20.	April	2007	(BGBl.	I	S.	554)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
507		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	137	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	und	Artikel	1	Nr.	30	des	

Gesetzes	vom	24.	Juni	1993	(BGBl.	I	S.	1038)	haben	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1998.—Artikel	5	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2970)	hat	Satz	3	einge-

fügt.	
508		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	138	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	und	Artikel	1	Nr.	66	des	

Gesetzes	vom	15.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1824)	haben	die	Vorschrift	eingefügt.	
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§	316509	
	

Siebter	Unterabschnitt	
Leistungen	an	Berechtigte	im	Ausland510	

	
§	317	Grundsatz	
(1)	Bestand	Anspruch	auf	Leistung	einer	Rente	vor	dem	Zeitpunkt,	von	dem	an	geänderte	Vor-

schriften	 über	 Leistungen	 an	 Berechtigte	 im	Ausland	 gelten,	wird	 die	 Rente	 allein	 aus	 Anlaß	 der	
Rechtsänderung	nicht	neu	berechnet.	Dies	gilt	nicht,	wenn	dem	Berechtigten	die	Rente	aus	Beitrags-
zeiten	 im	Beitrittsgebiet	 nicht	 oder	 nicht	 in	 vollem	Umfang	 gezahlt	werden	 konnte.	Die	Rente	 ist	
mindestens	aus	den	bisherigen	persönlichen	Entgeltpunkten	weiterzuleisten.	
(2)	 Eine	 Rente	 an	 einen	Hinterbliebenen	 ist	mindestens	 aus	 den	 persönlichen	 Entgeltpunkten	

des	verstorbenen	Versicherten	zu	leisten,	aus	denen	seine	Rente	geleistet	worden	ist,	wenn	er	am	
31.	Dezember	 1991	Anspruch	 auf	 Leistung	 einer	Rente	 ins	Ausland	hatte	 und	diese	Rente	 bis	 zu	
seinem	Tode	bezogen	hat.	
(2a)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente	und	ist	diese	Rente	aufgrund	einer	

nach	dem	31.	Dezember	1991	eingetretenen	Änderung	in	den	Verhältnissen,	die	für	die	Anwendung	
der	Vorschriften	über	Leistungen	an	Berechtigte	im	Ausland	von	Bedeutung	sind,	neu	festzustellen,	
ist	bei	der	Neufeststellung	das	am	1.	Januar	1992	geltende	Recht	anzuwenden.	Hierbei	sind	für	Be-
rechtigte	mindestens	die	nach	§	307	ermittelten	persönlichen	Entgeltpunkte	in	dem	in	§	114	Abs.	1	
Satz	2	genannten	Verhältnis	zugrunde	zu	legen.	
(3)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	Anspruch	auf	eine	Rente,	bei	der	der	Anspruch	oder	die	Höhe	

von	der	Minderung	der	 Erwerbsfähigkeit	 abhängig	war,	 und	wurde	hierbei	 die	 jeweilige	Arbeits-
marktlage	berücksichtigt	oder	hätte	sie	berücksichtigt	werden	können,	gilt	dies	auch	weiterhin.	
(4)	Berechtigte	erhalten	eine	Rente	wegen	Berufsunfähigkeit	nur,	wenn	sie	auf	diese	Rente	be-

reits	für	die	Zeit,	in	der	sie	ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	noch	im	Inland	gehabt	haben,	einen	An-
spruch	hatten.511	

	
509		 AUFHEBUNG	
	 01.08.2004.—Artikel	1	Nr.	75	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1791)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	316	Unterbringung	von	Rentenberechtigten	
	 		 Sind	 zur	 Unterbringung	 eines	 Rentenberechtigten	 in	 einem	 Altersheim,	 einem	 Kinderheim	 oder	

einer	ähnlichen	Einrichtung	vor	dem	1.	Januar	1992	Mittel	aufgewendet	worden,	können	für	ihn	in	die-
ser	Höhe	weiterhin	Mittel	aufgewendet	werden.“	

510		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	139	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Überschrift	des	

Unterabschnitts	neu	gefasst.	
511		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	140	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	
	 01.01.2001.—Artikel	1	Nr.	60	lit.	a	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1827)	hat	Abs.	2a	

eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	60	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.08.2004.—Artikel	1	Nr.	76	lit.	a	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1791)	hat	Abs.	2	neu	ge-

fasst.	Abs.	2	lautete:	
	 		 „(2)	Eine	Rente	an	einen	deutschen	Hinterbliebenen	eines	Versicherten,	der	am	31.	Dezember	1991	

Anspruch	auf	Leistung	einer	Rente	ins	Ausland	hatte	und	diese	Rente	bis	zu	seinem	Tode	bezogen	hat,	
ist	mindestens	aus	den	persönlichen	Entgeltpunkten	des	verstorbenen	Versicherten	zu	leisten,	aus	de-
nen	seine	Rente	geleistet	worden	ist.“	

	 Artikel	1	Nr.	76	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2a	Satz	2	„berechtigte	Deutsche“	durch	„Berechtig-
te,	die	die	Staatsangehörigkeit	eines	Staates	haben,	 in	dem	die	Verordnung	(EWG)	Nr.	1408/71	anzu-
wenden	ist,“	ersetzt.	
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§	317a512	

	
	 05.05.2005.—Artikel	6	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	19.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	3024)	hat	Abs.	2a	Satz	3	

eingefügt.	
	 29.06.2011.—Artikel	5	Nr.	20	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	Juni	2011	(BGBl.	I	S.	1202)	hat	in	Abs.	2	„die	

Staatsangehörigkeit	 eines	 Staates	 hat,	 in	 dem	 die	 Verordnung	 (EWG)	 Nr.	 1408/71	 anzuwenden	 ist“	
durch	„Angehöriger	eines	Mitgliedstaates	der	Europäischen	Union,	Angehöriger	eines	Vertragsstaates	
des	Abkommens	über	den	Europäischen	Wirtschaftsraum	oder	Staatsangehöriger	der	Schweiz	ist“	er-
setzt.	

	 Artikel	5	Nr.	20	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2a	Satz	2	„die	Staatsangehörigkeit	eines	Staa-
tes	haben,	in	dem	die	Verordnung	(EWG)	Nr.	1408/71	anzuwenden	ist“	durch	„Angehörige	eines	Mit-
gliedstaates	der	Europäischen	Union,	Angehörige	eines	Vertragsstaates	des	Abkommens	über	den	Eu-
ropäischen	Wirtschaftsraum	oder	Staatsangehörige	der	Schweiz	sind“	ersetzt.	

	 Artikel	 5	Nr.	 20	 lit.	 b	 litt.	 bb	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	 2a	 Satz	3	 „die	 Staatsangehörigkeit	 eines	
Staates	hatte,	 in	dem	die	Verordnung	(EWG)	Nr.	1408/71	anzuwenden	 ist“	durch	„Angehöriger	eines	
Mitgliedstaates	der	Europäischen	Union,	Angehöriger	eines	Vertragsstaates	des	Abkommens	über	den	
Europäischen	Wirtschaftsraum	oder	Staatsangehöriger	der	Schweiz	war“	ersetzt.	

	 	01.10.2013.—Artikel	 3	Nr.	 5	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	29.	August	 2013	 (BGBl.	 I	 S.	 3484)	hat	 in	Abs.	 2		
„	 ,	 der	Angehöriger	eines	Mitgliedstaates	der	Europäischen	Union,	Angehöriger	eines	Vertragsstaates	
des	 Abkommens	 über	 den	 Europäischen	 Wirtschaftsraum	 oder	 Staatsangehöriger	 der	 Schweiz	 ist,“	
nach	„Hinterbliebenen“	gestrichen.	

	 Artikel	3	Nr.	5	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2a	Satz	2	„	,	die	Angehörige	eines	Mitgliedstaa-
tes	der	Europäischen	Union,	Angehörige	eines	Vertragsstaates	des	Abkommens	über	den	Europäischen	
Wirtschaftsraum	oder	Staatsangehörige	der	Schweiz	sind,“	nach	„Berechtigte“	gestrichen.	

	 Artikel	3	Nr.	5	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Satz	3	in	Abs.	2a	aufgehoben.	Satz	3	lautete:	„Satz	2	
gilt	auch	bei	Hinterbliebenenrenten,	wenn	der	verstorbene	Versicherte	Angehöriger	eines	Mitgliedstaa-
tes	 der	 Europäischen	 Union,	 Angehöriger	 eines	 Vertragsstaates	 des	 Abkommens	 über	 den	 Europäi-
schen	Wirtschaftsraum	oder	Staatsangehöriger	der	Schweiz	war.“	

	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2027.—Artikel	1	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2025	(BGBl.	I	Nr.	355)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	
512		 QUELLE	
	 01.10.2013.—Artikel	3	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	29.	August	2013	(BGBl.	I	S.	3484)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.10.2013.—Artikel	3	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	15.	April	2015	(BGBl.	I	S.	583)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„vor	

dem“	durch	„am“	ersetzt.	
	 01.07.2020.—Artikel	6	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	12.	Juni	2020	(BGBl.	I	S.	1248)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 24.12.2025.—Artikel	1	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2025	(BGBl.	I	Nr.	355)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	317a	Neufeststellung	
	 		 (1)	 Eine	 nach	 den	Vorschriften	 dieses	 Buches	 berechnete	Rente,	 in	 der	 die	 persönlichen	 Entgelt-

punkte	zu	70	vom	Hundert	berücksichtigt	wurden,	wird	ab	dem	1.	Oktober	2013	neu	festgestellt.	Bei	
der	Neufeststellung	sind	die	§§	113,	114	und	272	in	der	am	1.	Oktober	2013	geltenden	Fassung	anzu-
wenden.	

	 		 (2)	 Bestand	 am	 31.	 Dezember	 1991	 Anspruch	 auf	 eine	 Rente,	 in	 der	 der	 Rentenbetrag	 zu		
70	vom	Hundert	berücksichtigt	wurde,	wird	diese	auf	Antrag	ab	1.	Oktober	2013	neu	festgestellt.	Bei	
der	Neufeststellung	sind	das	am	1.	Januar	1992	geltende	Recht	und	die	§§	113,	114	und	272	in	der	am	
1.	Oktober	2013	geltenden	Fassung	anzuwenden.	

	 		 (3)	Hatten	Versicherte	 ihren	gewöhnlichen	Aufenthalt	 am	18.	Mai	1990	oder,	 falls	 sie	 verstorben	
sind,	zuletzt	vor	dem	19.	Mai	1990	im	Gebiet	der	Bundesrepublik	Deutschland	ohne	das	Beitrittsgebiet	
und	sind	in	einer	Rente	für	Zeiten	vor	dem	19.	Mai	1990	an	die	Stelle	von	Entgeltpunkten	Entgeltpunk-
te	(Ost)	getreten,	weil	sich	die	berechtigte	Person	nach	dem	18.	Mai	1990	nicht	mehr	gewöhnlich	im	In-
land	aufgehalten	hat,	so	ist	diese	Rente	ab	1.	Juli	2020	neu	festzustellen	und	zu	leisten.	Bei	der	Neufest-
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§	318513	
	
§	319	Zusatzleistungen	
(1)	Bestand	am	31.	Dezember	1991	bei	gewöhnlichem	Aufenthalt	im	Ausland	Anspruch	auf	einen	

Zuschuß	zu	den	Aufwendungen	für	die	Krankenversicherung,	wird	dieser	Zuschuß	in	der	bisherigen	
Höhe	zu	der	Rente	und	einer	sich	unmittelbar	daran	anschließenden	Rente	desselben	Berechtigten	
weitergeleistet.	
(2)	Berechtigte	erhalten	für	ein	Kind	einen	Kinderzuschuß	zu	einer	Rente	nur,	wenn	sie	bei	ge-

wöhnlichem	Aufenthalt	im	Ausland	hierauf	am	31.	Dezember	1991	einen	Anspruch	hatten.514	
	

Achter	Unterabschnitt	
Zusatzleistungen	bei	gleichzeitigem	Anspruch	auf	Renten	nach	dem	Übergangsrecht	für		

Renten	nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets515	
	
§	319a	Rentenzuschlag	bei	Rentenbeginn	in	den	Jahren	1992	und	1993	

	
stellung	ist	§	254d	Absatz	2	Satz	1	Nummer	1	Buchstabe	a	in	der	am	1.	Juli	2020	geltenden	Fassung	an-
zuwenden.“	

513		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	141	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	25.	 Juli	1991	 (BGBl.	 I	 S.	1606)	hat	Abs.	1	neu	

gefasst.	
	 Artikel	1	Nr.	141	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	aufgehoben	und	Abs.	5	in	Abs.	4	umnumme-

riert.	
	 AUFHEBUNG	
	 22.07.2017.—Artikel	1	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2509)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	318	Ermessensleistungen	an	besondere	Personengruppen	
	 		 (1)	Versicherte,	die	nicht	Deutsche	sind	und	sich	gewöhnlich	im	Ausland	aufhalten,	können	die	Ren-

te	wie	Deutsche	bei	einem	entsprechenden	Aufenthalt	erhalten,	wenn	sie	
1.		 zwischen	dem	30.	Januar	1933	und	dem	8.	Mai	1945	das	Gebiet	des	Deutschen	Reiches	oder	der	

Freien	Stadt	Danzig	verlassen	haben,	um	sich	einer	von	ihnen	nicht	zu	vertretenden	und	durch	
die	politischen	Verhältnisse	bedingten	besonderen	Zwangslage	zu	entziehen,	oder	aus	den	glei-
chen	Gründen	in	diese	Gebiete	nicht	zurückkehren	konnten,	

2.		 Vertriebene	(§	1	Abs.	2	Nr.	1	Bundesvertriebenengesetz)	aus	den	in	den	Jahren	1938	und	1939	in	
das	Deutsche	Reich	eingegliederten	Gebieten	sind	und	als	solche	im	Inland	anerkannt	sind	oder	

3.		 früher	 deutsche	 Staatsangehörige	 waren	 und	 als	 Angehörige	 deutscher	 geistlicher	 Genossen-
schaften	oder	ähnlicher	Gemeinschaften	aus	überwiegend	religiösen	oder	sittlichen	Beweggrün-
den	mit	Krankenpflege,	Unterricht,	Seelsorge	oder	ähnlichen	gemeinnützigen	Tätigkeiten	außer-
halb	des	Gebiets	der	Bundesrepublik	Deutschland	nach	dem	Stand	bis	zum	3.	Oktober	1990	be-
schäftigt	waren	und	bis	zum	31.	Dezember	1984	Anspruch	auf	eine	Rente	entstanden	ist.	

	 		 (2)	Absatz	1	gilt	entsprechend	 für	die	Leistung	von	Renten	an	Hinterbliebene	der	 in	Absatz	1	ge-
nannten	Versicherten,	die	selbst	weder	Deutsche	sind	noch	zu	den	Berechtigten	nach	Absatz	1	gehören.	
Sie	erhalten	70	vom	Hundert	der	Rente	an	Hinterbliebene.	

	 		 (3)	 Bestand	 am	 31.	 Dezember	 1991	 Anspruch	 auf	 eine	 Rente	 als	 Ermessensleistung	 und	 könnte	
diese	Leistung	nach	Absatz	1	oder	2	nicht	mehr	erbracht	werden,	gelten	Versicherte	und	ihre	Hinter-
bliebenen	insoweit	als	Berechtigte.	

	 		 (4)	Die	Leistungen	nach	dieser	Vorschrift	gelten	nicht	als	Leistungen	der	sozialen	Sicherheit.“	
514		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	142	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	in	Abs.	1	und	2	je-

weils	„außerhalb	des	Geltungsbereichs	dieses	Gesetzbuchs“	durch	„im	Ausland“	ersetzt.	
515		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	143	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	und	Artikel	1	Nr.	31	des	

Gesetzes	vom	24.	Juni	1993	(BGBl.	I	S.	1038)	haben	die	Überschrift	des	Unterabschnitts	eingefügt.	
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Ist	der	für	den	Berechtigten	nach	Anwendung	der	Vorschriften	dieses	Buches	ermittelte	Monats-
betrag	der	Rente	bei	Rentenbeginn	in	der	Zeit	vom	1.	Januar	1992	bis	31.	Dezember	1993	niedriger	
als	der	für	den	Monat	des	Rentenbeginns	nach	dem	Übergangsrecht	für	Renten	nach	den	Vorschrif-
ten	des	Beitrittsgebiets	einschließlich	der	darin	enthaltenen	Vorschriften	über	das	Zusammentref-
fen	von	Renten	ermittelte	Betrag,	wird	ein	Rentenzuschlag	in	Höhe	der	Differenz	geleistet,	solange	
die	 rentenrechtlichen	 Voraussetzungen	 dafür	 vorliegen.	 Der	 Rentenzuschlag	 wird	 vom	 1.	 Januar	
1996	an	bei	 jeder	Rentenanpassung	um	ein	Fünftel	des	Rentenzuschlags,	mindestens	aber	um	20	
Deutsche	Mark	vermindert;	durch	die	Verminderung	darf	der	bisherige	Zahlbetrag	der	Rente	nicht	
unterschritten	werden.	Ein	danach	noch	verbleibender	Rentenzuschlag	wird	bei	den	folgenden	Ren-
tenanpassungen	im	Umfang	dieser	Rentenanpassungen	abgeschmolzen.516	
	

Neunter	Unterabschnitt	
Leistungen	bei	gleichzeitigem	Anspruch	auf	Renten	nach	dem	Übergangsrecht	für	Renten	

nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets517	
	
§	319b	Übergangszuschlag	
Besteht	 für	denselben	Zeitraum	Anspruch	auf	Leistungen	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	

und	 auf	 solche	 nach	 dem	 Übergangsrecht	 für	 Renten	 nach	 den	 Vorschriften	 des	 Beitrittsgebiets,	
werden	die	Leistungen	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches	erbracht.	Ist	nach	Anwendung	der	je-
weiligen	Vorschriften	über	das	Zusammentreffen	von	Renten	und	von	Einkommen	die	Gesamtleis-
tung	nach	dem	Übergangsrecht	für	Renten	nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets	höher	als	die	
Gesamtleistung	nach	den	Vorschriften	dieses	Buches,	wird	zusätzlich	zu	den	Leistungen	nach	den	
Vorschriften	 dieses	 Buches	 ein	 Übergangszuschlag	 geleistet.	 Bestand	 am	 31.	 Dezember	 1991	An-
spruch	auf	eine	Rente	nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets	und	 liegen	die	rentenrechtlichen	
Voraussetzungen	 danach	 noch	 vor,	wird	 für	 die	 Feststellung	 der	 Gesamtleistung	 nach	 dem	Über-
gangsrecht	für	Renten	nach	den	Vorschriften	des	Beitrittsgebiets	die	am	31.	Dezember	1991	gezahl-
te	und	um	6,84	vom	Hundert	 erhöhte	Rente	berücksichtigt.	Der	Übergangszuschlag	wird	 in	Höhe	
der	 Differenz	 zwischen	 der	 Gesamtleistung	 nach	 dem	 Übergangsrecht	 für	 Renten	 nach	 den	 Vor-
schriften	 des	 Beitrittsgebiets	 und	 der	 Gesamtleistung	 nach	 den	 Vorschriften	 dieses	 Buches	 ge-
zahlt.518	
	

Zehnter	Unterabschnitt519	
	
§	319c520	

	
516		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	143	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	und	Artikel	1	Nr.	32	des	

Gesetzes	vom	24.	Juni	1993	(BGBl.	I	S.	1038)	haben	die	Vorschrift	eingefügt.	
517		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	33	des	Gesetzes	vom	24.	Juni	1993	(BGBl.	I	S.	1038)	hat	die	Überschrift	des	

Unterabschnitts	eingefügt.	
518		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	33	des	Gesetzes	vom	24.	Juni	1993	(BGBl.	I	S.	1038)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
519		 QUELLE	
	 01.01.2008.—Artikel	5	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	8.	April	2008	 (BGBl.	 I	 S.	681)	hat	die	Überschrift	des	

Unterabschnitts	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 22.07.2017.—Artikel	1	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2509)	hat	die	Überschrift	des	

Unterabschnitts	aufgehoben.	Die	Überschrift	lautete:	„Siebtes	Gesetz	zur	Änderung	des	Dritten	Buches	
Sozialgesetzbuch	und	anderer	Gesetze“.	

520		 QUELLE	
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Elfter	Unterabschnitt	

Gesetz	zur	Regelung	des	Sozialen	Entschädigungsrechts521	
	
§	319d	Berücksichtigung	von	Versorgungskrankengeld	
Bei	der	Anwendung	von	§	3	Satz	1	Nummer	3,	§	20	Nummer	3	Buchstabe	b,	§	96a	Absatz	3	Satz	1	

Nummer	2,	§	163	Absatz	5	Satz	2,	§	166	Absatz	1	Nummer	2,	§	168	Absatz	1	Nummer	7,	§	170	Ab-
satz	1	Nummer	2	Buchstabe	b,	§	175	Absatz	1	und	§	301	Absatz	1	Satz	2	gilt	das	Versorgungskran-
kengeld	als	Krankengeld	der	Sozialen	Entschädigung.522	
	

Sechstes	Kapitel	
Bußgeldvorschriften,	Unterrichtung	von	Behörden523	

	
§	320	Bußgeldvorschriften	
(1)	Ordnungswidrig	handelt,	wer	vorsätzlich	oder	leichtfertig	
1.		entgegen	§	190a	Abs.	1	Satz	1	oder	2	eine	Meldung	nicht,	nicht	richtig	oder	nicht	rechtzeitig	
erstattet,	

2.		entgegen	§	196	Abs.	1	Satz	1	eine	Auskunft	oder	eine	Änderung	nicht,	nicht	richtig,	nicht	voll-
ständig	oder	nicht	rechtzeitig	erteilt	oder	mitteilt	oder	

3.		entgegen	§	196	Abs.	1	Satz	2	die	erforderlichen	Unterlagen	nicht,	nicht	vollständig	oder	nicht	
rechtzeitig	vorlegt.	

(2)	Die	Ordnungswidrigkeit	 kann	mit	 einer	Geldbuße	bis	 zu	 zweitausendfünfhundert	 Euro	 ge-
ahndet	werden.524	

	
	 01.01.2008.—Artikel	5	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	8.	April	2008	(BGBl.	I	S.	681)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.04.2012.—Artikel	 9	 Nr.	 9	 des	 Gesetzes	 vom	 20.	 Dezember	 2011	 (BGBl.	 I	 S.	 2854)	 hat	 in	 Satz	 1	

„§	434r“	durch	„§	439“	ersetzt.	
	 AUFHEBUNG	
	 17.11.2016.—Artikel	4	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	11.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2500)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	319c	Rente	wegen	Alters	und	Arbeitslosengeld	
	 		 Anspruch	auf	eine	Rente	wegen	Alters	besteht	nicht,	wenn	Anspruch	auf	Arbeitslosengeld	besteht,	

dessen	Anspruchsdauer	sich	nach	§	439	des	Dritten	Buches	erhöht	hat.	Wurde	eine	Rente	bereits	ge-
leistet,	auf	die	nach	Satz	1	kein	Anspruch	besteht,	ist	der	zur	Zahlung	des	Arbeitslosengeldes	verpflich-
tete	Leistungsträger	erstattungspflichtig.	Der	Umfang	des	Erstattungsanspruchs	richtet	sich	nach	den	
für	den	Träger	der	gesetzlichen	Rentenversicherung	geltenden	Rechtsvorschriften.	Der	Rentenbescheid	
ist	mit	Wirkung	vom	Zeitpunkt	des	Beginns	der	Rente	aufzuheben;	die	§§	24	und	48	des	Zehnten	Bu-
ches	sind	nicht	anzuwenden.	Nach	Ende	des	Arbeitslosengeldbezuges	ist	Rente	zu	leisten,	wenn	die	An-
spruchsvoraussetzungen	beim	ursprünglichen	Rentenbeginn	erfüllt	waren;	bei	der	Rentenberechnung	
werden	mindestens	die	der	weggefallenen	Rente	zugrunde	 liegenden	persönlichen	Entgeltpunkte	be-
rücksichtigt.“	

521		 QUELLE	
	 01.01.2024.—Artikel	34	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	12.	Dezember	2019	(BGBl.	 I	S.	2652)	hat	die	Über-

schrift	des	Unterabschnitts	eingefügt.	
522		 QUELLE	
	 01.01.2024.—Artikel	 34	Nr.	 15	 des	 Gesetzes	 vom	12.	Dezember	 2019	 (BGBl.	 I	 S.	 2652)	 hat	 die	 Vor-

schrift	eingefügt.	
523		 ÄNDERUNGEN	
	 01.05.2026.—Artikel	8	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	27.	April	2026	(BGBl.	I	Nr.	119)	hat	die	Überschrift	des	

Kapitels	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Bußgeldvorschriften“.	
524		 ÄNDERUNGEN	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Sechstes	Buch	Sozialgesetzbuch	–	Gesetzliche	Rentenversicherung	(Stand:	30.07.2026)	 419	

	
§	321	Zusammenarbeit	zur	Verfolgung	und	Ahndung	von	Ordnungswidrigkeiten	
Zur	Verfolgung	und	Ahndung	von	Ordnungswidrigkeiten	arbeiten	die	Rentenversicherungsträger	

im	Rahmen	der	Prüfung	bei	den	Arbeitgebern	nach	§	28p	des	Vierten	Buches	insbesondere	mit	der	
Bundesagentur	 für	Arbeit,	den	Krankenkassen,	den	Behörden	der	Zollverwaltung,	den	 in	§	71	des	
Aufenthaltsgesetzes	genannten	Behörden,	den	Finanzbehörden,	den	nach	Landesrecht	für	die	Ver-
folgung	und	Ahndung	von	Ordnungswidrigkeiten	nach	dem	Gesetz	zur	Bekämpfung	der	Schwarzar-
beit	zuständigen	Behörden,	den	Trägern	der	Sozialhilfe,	den	Unfallversicherungsträgern	und	den	für	
den	Arbeitsschutz	 zuständigen	Landesbehörden	 zusammen,	wenn	 sich	 im	Einzelfall	 konkrete	An-
haltspunkte	für	
1.		 Verstöße	gegen	das	Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz,	
2.		 eine	Beschäftigung	oder	Tätigkeit	von	Ausländern	ohne	den	erforderlichen	Aufenthaltstitel	

nach	 §	 4	 Absatz	 5	 Satz	 1	 des	 Aufenthaltsgesetzes,	 eine	 Erlaubnis	 oder	 Berechtigung	 nach	
§	4a	Absatz	5	Satz	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4	des	Aufenthaltsgesetzes,	eine	Aufenthalts-
gestattung	oder	eine	Duldung,	die	 zur	Ausübung	der	Beschäftigung	berechtigen,	oder	eine	
Genehmigung	nach	§	284	Absatz	1	des	Dritten	Buches,	

3.		 Verstöße	gegen	die	Mitwirkungspflicht	nach	§	60	Abs.	1	Satz	1	Nr.	2	des	Ersten	Buches	ge-
genüber	 einer	 Dienststelle	 der	 Bundesagentur	 für	 Arbeit,	 einem	 Träger	 der	 gesetzlichen		
Kranken-,	Pflege-	oder	Unfallversicherung	oder	einem	Träger	der	Sozialhilfe	oder	gegen	die	
Meldepflicht	nach	§	8a	des	Asylbewerberleistungsgesetzes,	

4.		 Verstöße	gegen	das	Arbeitnehmerüberlassungsgesetz,	
5.		 Verstöße	 gegen	 die	 Bestimmungen	 des	 Vierten,	 Fünften	 und	 Siebten	 Buches	 sowie	 dieses	

Buches	über	die	Verpflichtung	zur	Zahlung	von	Sozialversicherungsbeiträgen,	soweit	sie	im	
Zusammenhang	mit	den	in	den	Nummern	1	bis	4	genannten	Verstößen	stehen,	

6.		 Verstöße	gegen	die	Steuergesetze,	
7.		 Verstöße	gegen	das	Aufenthaltsgesetz,	
8.		 Verstöße	gegen	das	Gesetz	zur	Sicherung	von	Arbeitnehmerrechten	in	der	Fleischwirtschaft,	
9.		 Verstöße	gegen	das	Mindestlohngesetz,	
10.		 Verstöße	gegen	das	Arbeitnehmer-Entsendegesetz	

ergeben.	Sie	unterrichten	die	für	die	Verfolgung	und	Ahndung	zuständigen	Behörden,	die	Träger	der	
Sozialhilfe	 sowie	 die	 Behörden	 nach	 §	 71	 des	 Aufenthaltsgesetzes.	 Die	 Unterrichtung	 kann	 auch	
Angaben	über	die	Tatsachen	enthalten,	die	für	die	Abgabe	der	Meldungen	des	Arbeitgebers	und	die	
Einziehung	der	Beiträge	zur	Sozialversicherung	erforderlich	sind.525	

	
	 01.01.2001.—Artikel	6	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1983)	hat	Nr.	1	und	2	in	

Abs.	1	in	Nr.	2	und	3	umnummeriert	und	Abs.	1	Nr.	1	eingefügt.	
	 01.01.2002.—Artikel	 7	 Nr.	 25	 des	 Gesetzes	 vom	 21.	 Dezember	 2000	 (BGBl.	 I	 S.	 1983)	 hat	 in	 Abs.	 2		

„5	000	Deutsche	Mark“	durch	„zweitausendfünfhundert	Euro“	ersetzt.	
	 01.04.2018.—Artikel	 1	 Nr.	 19	 des	 Gesetzes	 vom	 17.	 Juli	 2017	 (BGBl.	 I	 S.	 2509)	 hat	 in	 Abs.	 1	 Nr.	 1		

„oder	2“	nach	„Satz	1“	eingefügt.	
525		 QUELLE	
	 01.01.1998.—Artikel	5	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2970)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.08.2002.—Artikel	5	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2787)	hat	in	Satz	1	„Hauptzoll-

ämtern“	durch	„Behörden	der	Zollverwaltung“	ersetzt.	
	 01.01.2004.—Artikel	5	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	23.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2848)	hat	in	Satz	1	und	

Satz	1	Nr.	3	jeweils	„Bundesanstalt“	durch	„Bundesagentur“	ersetzt.	
	 01.01.2005.—Artikel	10	Abs.	7	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	30.	 Juli	2004	(BGBl.	 I	S.	1950)	hat	 in	den	Sät-

zen	1	und	2	jeweils	„§	63	des	Ausländergesetzes“	durch	„§	71	des	Aufenthaltsgesetzes“	ersetzt.	
	 Artikel	 10	 Abs.	 7	Nr.	 2	 desselben	 Gesetzes	 hat	 in	 Satz	 1	Nr.	 2	 „die	 erforderliche	 Genehmigung	 nach		

§	284	Abs.	1	Satz	1	des	Dritten	Buches“	durch	„den	erforderlichen	Aufenthaltstitel	nach	§	4	Abs.	3	des	
Aufenthaltsgesetzes,	 eine	 Aufenthaltsgestattung	 oder	 eine	 Duldung,	 die	 zur	 Ausübung	 der	 Beschäfti-
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§	322	Unterrichtung	durch	die	Träger	der	Rentenversicherung	zum	Zwecke	der	Sicherung	
der	Tariftreue	
Die	Träger	der	Rentenversicherung	unterrichten	die	jeweils	zuständigen	Stellen,	wenn	sich	kon-

krete	Anhaltspunkte	für	Verstöße	gegen	das	Bundestariftreuegesetz	oder	die	Tariftreuegesetze	der	
Länder	ergeben.	Die	 jeweils	zuständigen	Stellen	können,	sofern	konkrete	Anhaltspunkte	 für	einen	
Verstoß	vorliegen,	bei	den	Trägern	der	Rentenversicherung	anfragen,	ob	auch	dort	Erkenntnisse	für	
Verstöße	vorliegen.	Zuständige	Stellen	sind	die	Prüfstelle	Bundestariftreue	bei	der	Deutschen	Ren-
tenversicherung	 Knappschaft-Bahn-See	 nach	 §	 8	 des	 Bundestariftreuegesetzes	 sowie	 die	 jeweils	
nach	 landesrechtlichen	Bestimmungen	 zuständigen	Stellen	 für	die	Prüfung	der	Einhaltung	des	 je-
weils	nach	landesgesetzlichen	Regelungen	normierten	Tariftreueversprechens.526	
	
Anlage	1	
[BGBl.	I	1989	S.	2341;	1991	S.	2331;	1992	S.	2474;	1994	S.	3806;	1995	S.	1577;	1996	S.	1870;		
1997	S.	2782;	1998	S.	3823;	1999	S.	2375;	2000	S.	1710,	S.	1997;	2001	S.	3302;	2002	S.	4561;		
2003	S.	2497;	2004	S.	3098;	2005	S.	3627;	2006	S.	2746;	2007	S.	2797;	2008	S.	2336;	2009	S.	3846;	
2010	S.	1761;	2011	S.	2421;	2012	S.	2361;	2013	S.	4038;	2014	S.	1957;	2015	S.	2137;	2016	S.	2665;	
2017	S.	3778;	2018	S.	2024;	2019	S.	2848;	2020	S.	2612;	2021	S.	5044;	2022	S.	2128;		
2023	Nr.	322	S.	2;	2024	Nr.	365	S.	2;	2025	Nr.	278	S.	2]527	

	
gung	berechtigen,	oder	eine	Genehmigung	nach	§	284	Abs.	1	des	Dritten	Buches	Sozialgesetzbuch“	er-
setzt.	

	 Artikel	10	Abs.	7	Nr.	3	desselben	Gesetzes	hat	in	Satz	1	Nr.	7	„Ausländergesetz“	durch	„Aufenthaltsge-
setz“	ersetzt.	

	 18.03.2005.—Artikel	6	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	14.	März	2005	(BGBl.	I	S.	721)	hat	in	Satz	1	Nr.	1	„Gesetz	
zur	Bekämpfung	der	Schwarzarbeit“	durch	„Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz“	ersetzt	und	 in	Satz	1	
Nr.	2	„Sozialgesetzbuch“	am	Ende	gestrichen.	

	 30.12.2025.—Artikel	13	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2025	(BGBl.	I	Nr.	369)	hat	in	Satz	1	
Nr.	2	„Abs.	3“	durch	„Absatz	5	Satz	1	des	Aufenthaltsgesetzes,	eine	Erlaubnis	oder	Berechtigung	nach	
§	4a	Absatz	5	Satz	2	in	Verbindung	mit	Absatz	4“	und	„Abs.	1“	durch	„Absatz	1“	ersetzt.	

	 Artikel	13	Nr.	2	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Satz	1	Nr.	7	ein	Komma	am	Ende	eingefügt	und	
Satz	1	Nr.	8	bis	10	eingefügt.	

526		 QUELLE	
	 	01.01.2024.—Artikel	 34	Nr.	 16	 des	 Gesetzes	 vom	12.	Dezember	 2019	 (BGBl.	 I	 S.	 2652)	 hat	 die	 Vor-

schrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2025.—Artikel	40	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	20.	August	2021	(BGBl.	I	S.	3932)	hat	die	Vorschrift	

aufgehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	322	Übergangsregelung	aus	Anlass	des	Gesetzes	zur	Regelung	des	Sozialen		

Entschädigungsrechts	
	 		 Für	Personen,	die	Leistungen	nach	dem	Soldatenversorgungsgesetz	in	der	Fassung	der	Bekanntma-

chung	vom	16.	September	2009	(BGBl.	I	S.	3054),	das	zuletzt	durch	Artikel	19	des	Gesetzes	vom	4.	Au-
gust	2019	(BGBl.	I	S.	1147)	geändert	worden	ist,	in	Verbindung	mit	dem	Bundesversorgungsgesetz	in	
der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	22.	Januar	1982	(BGBl.	I	S.	21),	das	zuletzt	durch	Artikel	1	der	
Verordnung	vom	13.	Juni	2019	(BGBl.	 I	S.	793)	geändert	worden	ist,	erhalten,	gelten	die	Vorschriften	
des	§	3	Satz	1	Nummer	3,	des	§	20	Absatz	1	Nummer	3	Buchstabe	b,	des	§	96a	Absatz	3	Satz	1	Num-
mer	2,	des	§	163	Absatz	5	Satz	2,	des	§	166	Absatz	1	Nummer	2,	des	§	168	Absatz	1	Nummer	7,	des	
§	170	Absatz	1	Nummer	2	Buchstabe	b,	des	§	175	Absatz	1,	des	§	245	Absatz	2	Nummer	3	und	5,	des	
§	250	Absatz	1	Nummer	1	und	des	§	301	Absatz	1	Satz	2	in	der	am	31.	Dezember	2023	geltenden	Fas-
sung	weiter.“	

	 QUELLE	
	 01.05.2026.—Artikel	8	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	April	2026	(BGBl.	I	Nr.	119)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
527		 ÄNDERUNGEN	
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Anlage	2	
[BGBl.	I	1989	S.	2342;	1991	S.	2331;	1992	S.	2474;	1994	S.	3806;	1995	S.	1577;	1996	S.	1870;		
1997	S.	2782;	1998	S.	3823;	1999	S.	2375;	2000	S.	1710,		S.	1997;	2001	S.	3302;	2002	S.	4561;		
2003	S.	2497;	2004	S.	3098,	S.	3258;	2005	S.	3628;	2006	S.	2746;	2007	S.	2797;	2008	S.	2336;		
2009	S.	3846;	2010	S.	1761;	2011	S.	2421,	S.	3062;	2012	S.	2361;	2013	S.	4038;	2014	S.	1957;		
2015	S.	2137;	2016	S.	2665;	2017	S.	3778;	2018	S.	2024;	2019	S.	2848;	2020	S.	2613;		
2021	S.	5044;	2022	S.	2128;	2023	Nr.	322	S.	2;	2024	Nr.	365	S.	2;	2025	Nr.	278	S.	2]528	

	
	 01.01.1992.—§	1	Abs.	1	und	2	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2331)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 01.01.1993.—§	1	der	Verordnung	vom	22.	Dezember	1992	(BGBl.	I	S.	2474)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1995.—§	1	der	Verordnung	vom	12.	Dezember	1994	(BGBl.	I	S.	3806)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1996.—§	1	der	Verordnung	vom	4.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1577)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1997.—§	1	der	Verordnung	vom	11.	Dezember	1996	(BGBl.	I	S.	1870)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1998.—§	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2782)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1999.—§	1	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1998	(BGBl.	I	S.	3823)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2000.—§	1	der	Verordnung	vom	29.	November	1999	(BGBl.	I	S.	2375)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2001.—§	1	der	Verordnung	vom	13.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1710)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2002.—Artikel	7	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2000	(BGBl.	 I	S.	1983)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 §	1	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3302)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2003.—§	1	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	4561)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2004.—§	1	der	Verordnung	vom	9.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2497)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2005.—§	1	der	Verordnung	vom	29.	November	2004	(BGBl.	I	S.	3098)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2006.—§	1	der	Verordnung	vom	21.	Dezember	2005	(BGBl.	I	S.	3627)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2007.—§	1	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2742,	2746)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2008.—§	1	der	Verordnung	vom	5.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	2797)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2009.—§	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2336)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2010.—§	1	der	Verordnung	vom	7.	Dezember	2009	(BGBl.	I	S.	3846)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2011.—§	1	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1761)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2012.—§	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2421)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2013.—§	1	der	Verordnung	vom	26.	November	2012	(BGBl.	I	S.	2361)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2014.—§	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2013	(BGBl.	I	S.	4038)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2015.—§	1	der	Verordnung	vom	1.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	1957)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2016.—§	1	der	Verordnung	vom	30.	November	2015	(BGBl.	I	S.	2137)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2017.—§	1	der	Verordnung	vom	28.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2665)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2018.—§	1	der	Verordnung	vom	16.	November	2017	(BGBl.	I	S.	3778)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2019.—§	1	der	Verordnung	vom	27.	November	2018	(BGBl.	I	S.	2024)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2020.—§	1	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2848)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2021.—§	1	der	Verordnung	vom	30.	November	2020	(BGBl.	I	S.	2612)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2022.—§	1	der	Verordnung	vom	30.	November	2021	(BGBl.	I	S.	5044)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2023.—§	3	der	Verordnung	vom	28.	November	2022	(BGBl.	I	S.	2128)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2024.—§	3	der	Verordnung	vom	24.	November	2023	(BGBl.	I	Nr.	322)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2025.—§	3	der	Verordnung	vom	25.	November	2024	(BGBl.	I	Nr.	365)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2026.—§	3	der	Verordnung	vom	24.	November	2025	(BGBl.	I	Nr.	278)	hat	die	Anlage	geändert.	
528		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—§	3	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2331)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1993.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	22.	Dezember	1992	(BGBl.	I	S.	2474)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1995.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	12.	Dezember	1994	(BGBl.	I	S.	3806)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1996.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	4.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1577)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
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	 01.01.1997.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	11.	Dezember	1996	(BGBl.	I	S.	1870)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1998.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2782)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1999.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1998	(BGBl.	I	S.	3823)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2000.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	29.	November	1999	(BGBl.	I	S.	2375)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.2001.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	13.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1710)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2002.—Artikel	7	Nr.	27	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2000	(BGBl.	 I	S.	1983)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 §	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3302)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2003.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	4561)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2004.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	9.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2497)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2005.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	29.	November	2004	(BGBl.	I	S.	3098)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 Artikel	1	Nr.	74	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3242)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2006.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	21.	Dezember	2005	(BGBl.	I	S.	3627)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2007.—§	3	Abs.	 1	des	Gesetzes	 vom	2.	Dezember	2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2742,	 2746)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 01.01.2008.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	5.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	2797)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2009.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2336)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2010.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	7.	Dezember	2009	(BGBl.	I	S.	3846)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2011.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1761)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2012.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2421)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 Artikel	4	Nr.	29	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	3057)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2013.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	26.	November	2012	(BGBl.	I	S.	2361)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.2014.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2013	(BGBl.	I	S.	4038)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2015.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	1.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	1957)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2016.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	30.	November	2015	(BGBl.	I	S.	2137)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	01.01.2017.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	28.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2665)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2018.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	16.	November	2017	(BGBl.	I	S.	3778)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2019.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	27.	November	2018	(BGBl.	I	S.	2024)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2020.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2848)	hat	die	Anlage	geän-
dert.	

	 01.01.2021.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	30.	November	2020	(BGBl.	I	S.	2612)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2022.—§	3	Abs.	1	der	Verordnung	vom	30.	November	2021	(BGBl.	I	S.	5044)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	
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Anlage	2a	
[BGBl.	I	1991	S.	1635,	S.	2344;	1992	S.	2474;	1994	S.	3806;	1995	S.	1577;	1996	S.	1871;		
1997	S.	2782;	1998	S.	3823;	1999	S.	2375;	2000	S.	1710,	S.	1997;	2001	S.	3302;	2002	S.	4561;		
2003	S.	2497;	2004	S.	3098,	S.	3258;	2005	S.	3628;	2006	S.	2746;	2007	S.	2797;	2008	S.	2337;		
2009	S.	3846;	2010	S.	1761;	2011	S.	2421,	S.	3062;	2012	S.	2362;	2013	S.	4038;	2014	S.	1958;		
2015	S.	2138;	2016	S.	2666;	2017	S.	3779;	2018	S.	2025;	2019	S.	2849;	2020	S.	2613;		
2021	S.	5044;	2022	S.	2128;	2023	Nr.	322	S.	2]529	

	
	 01.01.2023.—§	4	Abs.	3	Satz	1	der	Verordnung	vom	28.	November	2022	(BGBl.	I	S.	2128)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 01.01.2024.—§	4	Abs.	3	Satz	1	der	Verordnung	vom	24.	November	2023	(BGBl.	I	Nr.	322)	hat	die	Anla-

ge	geändert.	
	 01.01.2025.—§	4	der	Verordnung	vom	25.	November	2024	(BGBl.	I	Nr.	365)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2026.—§	4	der	Verordnung	vom	24.	November	2025	(BGBl.	I	Nr.	278)	hat	die	Anlage	geändert.	
529		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	144	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—§	2	der	Verordnung	vom	19.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2344)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1993.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	22.	Dezember	1992	(BGBl.	I	S.	2474)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1995.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	12.	Dezember	1994	(BGBl.	I	S.	3806)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1996.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	4.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1577)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1997.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	11.	Dezember	1996	(BGBl.	I	S.	1870)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1998.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2782)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.1999.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1998	(BGBl.	I	S.	3823)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2000.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	29.	November	1999	(BGBl.	I	S.	2375)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.2001.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	13.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1710)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2002.—Artikel	7	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	21.	Dezember	2000	(BGBl.	 I	S.	1983)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 §	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3302)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2003.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	4561)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2004.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	9.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2497)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2005.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	29.	November	2004	(BGBl.	I	S.	3098)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 Artikel	1	Nr.	75	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3242)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2006.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	21.	Dezember	2005	(BGBl.	I	S.	3627)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2007.—§	3	Abs.	 2	des	Gesetzes	 vom	2.	Dezember	2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2742,	 2746)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 01.01.2008.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	5.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	2797)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2009.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2336)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
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Anlage	2b	
[BGBl.	I	1997	S.	3018;	2004	S.	3258]530	
	
Anlage	3	
[BGBl.	I	1989	S.	2343]	
	
Anlage	4	
[BGBl.	I	1989	S.	2345]	
	
Anlage	5	
[BGBl.	I	1989	S.	2346]	
	
Anlage	6	
[BGBl.	I	1989	S.	2346]	
	

	
	 01.01.2010.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	7.	Dezember	2009	(BGBl.	I	S.	3846)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2011.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1761)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2012.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2421)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 Artikel	4	Nr.	30	des	Gesetzes	vom	22.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	3057)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2013.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	26.	November	2012	(BGBl.	I	S.	2361)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	 01.01.2014.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2013	(BGBl.	I	S.	4038)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2015.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	1.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	1957)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
	 01.01.2016.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	30.	November	2015	(BGBl.	I	S.	2137)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
	01.01.2017.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	28.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2665)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2018.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	16.	November	2017	(BGBl.	I	S.	3778)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2019.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	27.	November	2018	(BGBl.	I	S.	2024)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2020.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2848)	hat	die	Anlage	geän-
dert.	

	 01.01.2021.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	30.	November	2020	(BGBl.	I	S.	2612)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2022.—§	3	Abs.	2	der	Verordnung	vom	30.	November	2021	(BGBl.	I	S.	5044)	hat	die	Anlage	ge-
ändert.	

	 01.01.2023.—§	4	Abs.	3	Satz	2	der	Verordnung	vom	28.	November	2022	(BGBl.	I	S.	2128)	hat	die	Anlage	
geändert.	

	 01.01.2024.—§	4	Abs.	3	Satz	2	der	Verordnung	vom	24.	November	2023	(BGBl.	I	Nr.	322)	hat	die	Anla-
ge	geändert.	

530		 QUELLE	
	 01.07.1998.—Artikel	1	Nr.	131	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2998)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2005.—Artikel	1	Nr.	76	des	Gesetzes	vom	9.	Dezember	2004	(BGBl.	I	S.	3242)	hat	die	Anlage	ge-

ändert.	
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Anlage	7	
[BGBl.	I	1989	S.	2347]	
	
Anlage	8	
[BGBl.	I	1989	S.	2349;	1990	S.	1337]	
	
Anlage	9	
[BGBl.	I	1989	S.	2351;	1991	S.	1635]531	
	
Anlage	10	
[BGBl.	I	1991	S.	1635,	2332;	1992	S.	2475;	1994	S.	3807;	1995	S.	1578;	1996	S.	1871;	1997	S.	2782;	
1998	S.	3823;	1999	S.	2375;	2000	S.	1710;	2001	S.	3303;	2002	S.	4562;	2003	S.	2497;	2004	S.	3099;	
2005	S.	3628;	2006	S.	2747;	2007	S.	2798;	2008	S.	2337;	2009	S.	3847;	2010	S.	1762;	2011	S.	2422;	
2012	S.	2362;	2013	S.	4039;	2014	S.	1958;	2015	S.	2138;	2016	S.	2666;	2017	S.	2578,	3779;	
2018	S.	2025,	2019	S.	2849]532	
	
Anlage	11	

	
531		 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	145	des	Gesetzes	vom	25.	 Juli	1991	(BGBl.	 I	S.	1606)	hat	die	Anlage	geän-

dert.	
532		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	146	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—§	5	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2331)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1993.—§	6	der	Verordnung	vom	22.	Dezember	1992	(BGBl.	I	S.	2474)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1995.—§	6	der	Verordnung	vom	12.	Dezember	1994	(BGBl.	I	S.	3806)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1996.—§	4	der	Verordnung	vom	4.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1577)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1997.—§	4	der	Verordnung	vom	11.	Dezember	1996	(BGBl.	I	S.	1870)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1998.—§	4	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2782)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1999.—§	4	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1998	(BGBl.	I	S.	3823)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2000.—§	4	der	Verordnung	vom	29.	November	1999	(BGBl.	I	S.	2375)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2001.—§	4	der	Verordnung	vom	13.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1710)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2002.—§	4	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3302)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2003.—§	4	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	4561)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2004.—§	5	der	Verordnung	vom	9.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	2497)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2005.—§	5	der	Verordnung	vom	29.	November	2004	(BGBl.	I	S.	3098)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2006.—§	5	der	Verordnung	vom	21.	Dezember	2005	(BGBl.	I	S.	3627)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2007.—§	5	des	Gesetzes	vom	2.	Dezember	2006	(BGBl.	I	S.	2742,	2746)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2008.—§	5	der	Verordnung	vom	5.	Dezember	2007	(BGBl.	I	S.	2797)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2009.—§	5	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2008	(BGBl.	I	S.	2336)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2010.—§	5	der	Verordnung	vom	7.	Dezember	2009	(BGBl.	I	S.	3846)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2011.—§	5	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1761)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2012.—§	5	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2011	(BGBl.	I	S.	2421)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2013.—§	5	der	Verordnung	vom	26.	November	2012	(BGBl.	I	S.	2361)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2014.—§	5	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	2013	(BGBl.	I	S.	4038)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2015.—§	5	der	Verordnung	vom	1.	Dezember	2014	(BGBl.	I	S.	1957)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2016.—§	5	der	Verordnung	vom	30.	November	2015	(BGBl.	I	S.	2137)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2017.—§	5	der	Verordnung	vom	28.	November	2016	(BGBl.	I	S.	2665)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2018.—§	5	der	Verordnung	vom	16.	November	2017	(BGBl.	I	S.	3778)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.07.2018.—Artikel	1	Nr.	45	des	Gesetzes	vom	17.	Juli	2017	(BGBl.	I	S.	2575)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2019.—§	5	der	Verordnung	vom	27.	November	2018	(BGBl.	I	S.	2024)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2020.—§	5	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2019	(BGBl.	I	S.	2848)	hat	die	Anlage	geändert.	
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[BGBl.	I	1991	S.	1636]533	
	
Anlage	12	
[BGBl.	I	1991	S.	1636,	S.	2332]534	
	
Anlage	13	
[BGBl.	I	1991	S.	1636]535	
	
Anlage	14	
[BGBl.	I	1991	S.	1637,	S.	2332;	1992	S.	2475;	1994	S.	3808;	1995	S.	1578;	1996	S.	1871;		
1997	S.	2783;	1998	S.	3824;	1999	S.	2376;	2000	S.	1711;	2001	S.	3303;	2002	S.	4562]536	
	
Anlage	15	
[BGBl.	I	1991	S.	1661]537	
	
Anlage	16	
[BGBl.	I	1991	S.	1661,	S.	2336]538	
	
Anlage	17539	

	
533		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	147	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
534		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	148	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—§	6	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2331)	hat	die	Anlage	geändert.	
535		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	149	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
536		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	150	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—§	7	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2331)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1993.—§	7	der	Verordnung	vom	22.	Dezember	1992	(BGBl.	I	S.	2474)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1995.—§	9	der	Verordnung	vom	12.	Dezember	1994	(BGBl.	I	S.	3806)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1996.—§	5	der	Verordnung	vom	4.	Dezember	1995	(BGBl.	I	S.	1577)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1997.—§	5	der	Verordnung	vom	11.	Dezember	1996	(BGBl.	I	S.	1870)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1998.—§	5	der	Verordnung	vom	2.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2782)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.1999.—§	5	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1998	(BGBl.	I	S.	3823)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2000.—§	5	der	Verordnung	vom	29.	November	1999	(BGBl.	I	S.	2375)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2001.—§	5	der	Verordnung	vom	13.	Dezember	2000	(BGBl.	I	S.	1710)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2002.—§	5	der	Verordnung	vom	3.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3302)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 01.01.2003.—§	5	der	Verordnung	vom	17.	Dezember	2002	(BGBl.	I	S.	4561)	hat	die	Anlage	geändert.	
537		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	151	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
538		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	152	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—§	8	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2331)	hat	die	Anlage	geändert.	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Sechstes	Buch	Sozialgesetzbuch	–	Gesetzliche	Rentenversicherung	(Stand:	30.07.2026)	 427	

	
Anlage	18540	
	
Anlage	19	
[BGBl.	I	1996	S.	1467;	1997	S.	3020;	2004	S.	1801]541	
	
Anlage	20	
[BGBl.	I	1996	S.	1469;	1997	S.	3020]542	
	
Anlage	21543	
	
Anlage	22544	

	
539		 QUELLE	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	153	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1991	(BGBl.	I	S.	1606)	hat	die	Anlage	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—§	9	der	Verordnung	vom	18.	Dezember	1991	(BGBl.	I	S.	2331)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.05.1999.—Artikel	2	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	27.	Juli	2001	(BGBl.	I	S.	1939)	hat	die	Anlage	aufgeho-

ben.	Die	letzte	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	1991	S.	1662,	2336.	
540		 QUELLE	
	 28.09.1996.—Artikel	1	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	25.	September	1996	(BGBl.	 I	S.	1461)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1998.—Artikel	1	Nr.	132	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2998)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.08.2004.—Artikel	1	Nr.	77	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1791)	hat	die	Anlage	aufgeho-

ben.	Die	letzte	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	1996	S.	1466,	1997	S.	3020.	
541		 QUELLE	
	 28.09.1996.—Artikel	1	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	25.	September	1996	(BGBl.	 I	S.	1461)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2000.—Artikel	1	Nr.	133	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2998)	hat	die	Anlage	

geändert.	
	 01.01.2006.—Artikel	1	Nr.	78	des	Gesetzes	vom	21.	Juli	2004	(BGBl.	I	S.	1791)	hat	die	Anlage	geändert.	
542		 QUELLE	
	 28.09.1996.—Artikel	1	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	25.	September	1996	(BGBl.	 I	S.	1461)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2000.—Artikel	1	Nr.	133	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2998)	hat	die	Anlage	

geändert.	
543		 QUELLE	
	 28.09.1996.—Artikel	1	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	25.	September	1996	(BGBl.	 I	S.	1461)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2000.—Artikel	1	Nr.	135	des	Gesetzes	vom	16.	Dezember	1997	(BGBl.	I	S.	2998)	hat	die	Anlage	

neu	gefasst.	Die	bisherige	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	1996	S.	1470.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2008.—Artikel	1	Nr.	83	des	Gesetzes	vom	20.	April	2007	(BGBl.	I	S.	554)	hat	die	Anlage	aufgeho-

ben.	Die	letzte	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	1997	S.	3020.	
544		 QUELLE	
	 01.01.2001.—Artikel	1	Nr.	61	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2000	(BGBl.	 I	S.	1827)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
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Anlage	23545	
	
	

	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.07.2001.—Artikel	6	Nr.	43	des	Gesetzes	vom	19.	Juni	2001	(BGBl.	I	S.	1046)	hat	die	Anlage	geändert.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2008.—Artikel	1	Nr.	83	des	Gesetzes	vom	20.	April	2007	(BGBl.	I	S.	554)	hat	die	Anlage	aufgeho-

ben.	Die	letzte	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	2000	S.	1836,	2001	S.	1104.	
545		 QUELLE	
	 01.01.2001.—Artikel	1	Nr.	62	des	Gesetzes	vom	20.	Dezember	2000	(BGBl.	 I	S.	1827)	hat	die	Anlage	

eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2008.—Artikel	1	Nr.	83	des	Gesetzes	vom	20.	April	2007	(BGBl.	I	S.	554)	hat	die	Anlage	aufgeho-

ben.	Die	letzte	Fassung	ergibt	sich	aus	BGBl.	I	2000	S.	1837.	


